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62. öffentlihe Sikung 

am Mittwoch, den 4. Auguſt 1920, nachmittags 1/,4 Uhr. 

ZageSorbnung? 

Anzeige neuer Eingänge. Sodann 

1. Zweite Beratung der Gejegentwürfe, Ee en 

a) über: die; Abänderung, des) Gebäudeverſicherun 
; aejehes (Druelſ« : Nra: 1985 und) 192/823), Berichte 

erſtatter Abg. Strobel; 
b) über die Abänderung des Geſehes. vom. 10. Oktober 

1908 über: bie: Reihtzverhältnifie;des. Sanitätsperfo- 
nals: (Drudf. Pr. 129 und 1894), Berichterſtatter 
Mg, Mager. 

. Mündlicher Bericht bes Haushaltscnsſchuſſes und Be- 
zatung über den I, Nachtrag gum Staatsvoranſchlag für 
1920 (Brudf. Nr. 8b und zu 8b). 
Beratung über den Antrag der Abgg. Dr. Schofer u. 
Gen. mit dem Entwurf eines Geſehes über die 
Abänderung des Geſzhes vom 2, April 1919, den Ges 
ſchäftstreis der Miniſterien betr. (Drudſ. Nr. 142); 

. Mündlicher Bericht des Ausſchuſſes für Mechtspflege und 
Verwaltung und Beratung über den Geſehentwurf über 
die Abänderung des Goſehes vom 12. Mai 1896, die 

" Haltung der Zuchtfarren, Zuchteber und Zuchtböt2 betr. 
(Orudf. Nr. 182 und 1394), Berichterſtatter Abg. Vi er» 
neiſel; 

. Vegründung und Beantwortung der Förmlichen Anfrage 
dor Abgg. Hourich u. Gen, den Gefunbheitäguftand der 
Steinarbeiter des Main und Taubertals betr. (Druckſ. 
Nr. 118); t 

. Mündlicher Bericht bes Ausſchuſſes für Rechtspflege und 
- Verwaltung und Beratung über den Antrag der Abag. 

Vielhauer u. Gen, die Förderung der Rindviehzucht 
vetr. (Druekſ. Nr. 105), Berichterſtatter Abg. Vier 
neiſel. 

*7. Bericht des Ausſchuſſe3 für Geſuche und Beſchwerden 
und Beratung über die Geſuche 

. Kam nicht mehr. zur Behandlung, - 
  

=) 1.523 Verbands der mittleren Reichspoſt- und Tes 
Tegraphenbeamten, Bezirksverein Konſtanz, um Er- 

laſſung eines Notgeſehes gegen das Schiebertum 
und 

2. des Ausſchuſſes“der-Verbraucher:.in Mannheim: um 
Aufhebung des. Poſh», Telegraphen«, Telephon und | 
Bahngeheimniſſes, 

x Berichterſtatter Abg. AIbiek, 

b).des Verbandes. des. deutſc<völfiſchen. Schuh- , und» 
Trußbundes,. ©. G.. Kaxlsruhe, mit Abſchrift einer 
Eingabe an das Staatsminiſterium wegen Überlaſſung: 
von Weizenmehl zu Oftergebä> am die jüdiſche Wer 
völkerung, Berichterſtatter Abg, Albieb, 

<) der Freiburger Volkswehr um Lohnnachzahlung, Be- 
Tichterſtalter Abg. Arnold, 

d) der Gemeinde Darmöhach um Wiedvreinſehzung in 
ihre früheren Rechte Hinſichtlich des Brennholz- 
bezuges aus ben Domänenwaldungen, Berichterfbate 

ter. Abg. Kurz, 
€) des Bundes für deutſche Familie und Volkskraft, die 

Bamiliengejeßgebung betr., Berichterſtattev Abg. 
Shell, 

f) der Frau L. Egler in Obrigheim um Familienunter« 
tigung, Berichterſtatter Abg. Kriſchbach; 

. Mündlicher Bericht des Haushaltsausſchuſſes und Ber 
ratung über die Geſuche 

a) der ©. Heyd in Karlsruhe im Auftrag der '11 im 
Muhteſtand lebenden Eiſenbahnaſſiſtentinnen und es 
Hilfinnen um Erhöhung ihres Ruhegehalts, Bericht» 
erſtatter Abg. Seubert, 

b) des Regierungsrats Dr. Kech, einer Anzahl von badi- 
ſchen zum Heerebdienſt eingezogen geweſenen Beam» 
ten, des bad. Beamtenbundes, bes deutſchen Offiziere“ 
Hundes, Landeögruppe Baden, um nachträgliche re 
derung ber Bezüge der Beamten, die zum Heeres 
bienft eingezogen waren, Berichterftatter Abg. Saw 
bert; '  
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9. Mündlichex Bericht des Shulausſchuſſe3 und Beratung 
über das Geſuch des Gemeinderats Waldkirch) um Er- 
richtung einer ſtädtiſch-ſtaatl:<en Realſchule in Wald- 
fir, Berichterſtatter Abg. Wiedemann; 

410. Wahl des landſtändiſchen Ausjchuſſ28. 
**11, Beratung über den Untrag der Abgg. Dr. Sqyofer und 

Gen. mit dem Entwurf eines Gejeges über den Nuhe- 
gehalt und die Hinterbliebenenverjorgung des Staat3- 
präſidenten Geiß (Drucſ. Nr. 148); 

**12 Wahl des Staatöpräſidenten und feines (SteNSeEIteHig; 
"18. Wahl eines Gtaatsrats. 

Am Regierungstifd: Staatspräſident Geiß, Miniſtex 
de3 Innern Remmele, Finanzminiſter Köhler, Miniſter des 
Kultus“ und Unterrichts Hummel, Miniſtorialdirekior Dr. 
Fuchs, die Miniſterialräte Dr. Jung, Föhrenbach, Dr. Var- 
ting und Steinbrenner, ſowie die Amimänner Dr. Schähly 
und Kohlhepp, 

Präſident Dr. Kopf eröffnet die Sibung nach 4 Uhr und 
gibt folgende Eingänge bekanntz 

1. Geſuche: 

1. der Vereine der Ruheſtandsbeamten und Beamten- - 
Hinterbliebenen in Raſtatt, Gernsbach, Karlsruhe, Baden- 
Baden, Wiesloh, Pforaheim, Wertheim im Anſchluß an das 
Geſuch ber Vereine der Nuheitandsbeamten. und Beamten» 
Hinterbliebenen in Heidelberg und Mannheim, die Teuerung3« 
beihilfen für Ruheſtandsbeamte und Beamten-Hinterbliebene, 
Ruthegehälter und Verſorgungsgebührniſſe betr. 

2. der A. Frank Eheleute in Flehingen, den Ankauf des | 
Gaſthauſes „Zur Roſe“ in Flehingen, hier die Erhöhung bes 
Kaufpreiſes betr, 

8. bes kriegsſchwerbefchäbigten " Redakteurs W. Behrend 
in Mannheim um Übertragung einer Stelle in der Preſſe» 
abteilung des Minifteriums des Innern. 

Die Geſuche werden im Einverſtändnis des Hauſes dem 
Haushaltsausfhuf überwieſen, 5 

U. Regierungsmitieilungen? 

1. Schreiben des Finanzminiſters mit dem Gejeßenturf 
über die vorläufige Negelung des Staat3haushaltes, 

Der Gefeentwurf iſt gebrudt (Brudf, Nr, 9a) und gelangt 
azur Verteilung, er iſt zur gefchäftlichen Behandlung bereits 
dem Haushaltsausſchuß überwieſen. Das Haus erteilt hierzu 
nachträglich ſeine Genehmigung. 

2. Schreiben des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts 
mit 110 Abdruden der von ihm herausgegebenen „Verhandlun-» 
gen der Badiſchen Landesſchulkonferenz vom 10. bis 13, Fe- 
Hruar 1920". — Die Überſendung wird verdankt. Die Abdrüde, 
gelangen zur Verteilung, 

U. Berhinderungö8anzeigen ber Abgg. D,. 
Holdermann und Nigel, 

IV. Verſchiedenes: 

4, Entſchließung von in Freiburg und Tauberbiſchofsheim 
ftatigehabten Verſammlungen des Bundes Deutſcher Militär« 
anwärter, die Einreihung derſelben in die Befolbungsorbnung 
betr. 

Die Entſchließung der Verſammlung in Freiburg, welche 
vom Schriftführer Abg Richter verleſen wird, lautet: 

Die am 25. Juli 1920 im Kornhausfaale der Stadt 
Freiburg im Breisgau zahlreich verſammelten Militär- 
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* Kam nicht mehr zur Behandlung, 

und Veſoldungsreform eine tief kränkende, Zurücſehung. 
Außerdem iſt der Militäran exſtand. durch die unzu- 
längliche Anrechnung dex Militärdienſtzeit auf das Beſol- 
dungsbienfialter ſchwer geſchädigt worden, 

Die Verſammelten müſſen daher verlangen, daß durch 
eine gründliche Reviſion dieſer Reformen die ungerechten 
Härten beſeitigt werden, 

Ferner wird dringend gefordert, daß künftig allen 
Verhandlungen und Beratungen über Beamtenangelegen« 
heiten Vertreter der Militäranwärter-Organiſation hinzu- 
gegogen werden, 

2. Schreiben des Neichsbundes deutſcher Technik mit Ab- 
ſchrift einer an die badiſche Negierung gerichteten Eingabe, 
die Vorbildung und Auswahl der Beamten für den höheren 
öffentlichen Dienſt beit, und einer Anzahl Richtlinien im glei» 
<hen Betreff. Die Abdrüce der Nichtlinien werden verteilt. 

3. eine Zuſchrift des Vorſtande8 bes Bundes deutſcher Bor 
denreformer, Lande8verband Baden, mit Abſchrift einer Ein« 
gabe, die auch an das 'Reichsverkehr8miniſterium in Berlin 
gegangen iſt, die Ne>arkanaliſierung betr. 

Dieſe Eingabe wird im Einberftändnis des Hauſes an den 
Haushaltsausſchuß verwieſen. 

4. Schreiben des Staatspräſidenten folgenden Inhalts: 
„Die bisherigen Mitglieder des Staatsminiſteriums 

3 — Gtaatspräfident Geiß, Minijter des Auswärtigen Dietz 
xich, Staatsrat Dr. Engler, Staatsrat Dr. Haas und 
Staatsrat Wittemann haben auf Grund einer Vereins 
barung unter den in ber Regierung vertretenen Parteien 
dem Staatsminiſterium erklärt, daß fie im Intereſſe der 
numnehr möglich gewordenen Staatäbereinfahung von ih- 
rem Amte zurücktreten. 

I< bechre mich namens des Staatsminiſteriums hiervon 
vem Herrn Landtagspräſidenten zur weiteren Veranlaſ- 
fung ergebenft Mitteilung gu machen.“ 

Im Anſchluß an dieſes Schreiben ergreift das Wort 

Präſident Dr, Kopfz 

Dieſe Mitteilung kommt wenigſtens den Mitgliedern des. 
Hohen Hauſes nicht überraſchend. Wir haben ſeinerzeit, als 
wir die Verfaſſung ſchufen, eine größere Anzahl Miniſterien 
vorgefunden, und wir haben damals die Frage beraten, wies 
viel Miniſterien künftig das Land verwalten ſollen. Man hat 

im Hauſe und bei der Regierung darüber einig, daß das nur 
ein vorübergehender Zuſtand ſein werde und daß wir an einen 
Abbau würden denken müſſen, ſobald die Verhältniſſe bei uns 
fich etwas gefeſtigt und insbeſondere auf dem Gebiet des Aus« 
wärtigen und der militäriſchen Verhältniſſe im Meich entſpre» 
hend geregelte geſeßliche Zuſtände für die neuen Verhältniſſe 
geſchaffen ſein würden, Inzwiſchen haben ſich auf dieſen Ge- 
bieten die Verhältniſſe geklärt, und es haben de3halb getade 
die beteiligten Herren, die jeht aus der Regierung auszuſchei- 
den entſchloſſen find, ſelbſt mehrfach darauf hingewieſen, daß 
jeht der Zeitpunkt für eine Staatsvereinfachung gekommen 
ſei, und daß ſie wünſchen, von ihren Ämtern entbunden zu 
werden. Nachdem ſie uns heute nun auch in amtlicher Form 

| dieſe Erklärung abgegeben haben, nehmen wir als von 
einer in den Verhältniſſen begründeten Tatſache Kenntnig- da- 
von, und es obliegt uns lediglich die angenehme Pflicht, heute 
dankbar der Arbeiten und Leiſtungen zu gedenken, die die ab»   ** Nachträglich auf die Tagesordnung geſeht, , tretenden Männer für das Land vollbracht haben. 

anwärter erbliken in ihrer Einreihuns. ir’iE’Nerfohat? 

fich auf 7 Miniſterien geeinigt, dazu 6 Staatöräte, Wir waren ' 
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In ſchwerer Zeit; während der Revolution zumeiſt, haben 
die aus der Negierung äausſcheidenden Herren das Staatsruder 
in die Hand genommen. Man hat ſich bei uns früher als ander- 
wärts auf die Schaffung einer Koalitionsregierung geeinigt, 
und es hat ſich gezeigt, daß e8 ein glüdlicher Griff war, Wenn 
unſer Land mehr als manches andere der deutſ<en Länder vor 
ſchwereren Erſchütterungen bewahrt geblieben iſt, ſo iſt es 
weſentlich dem einſichtigen Zuſammenwirken der drei großen 

Parteien von Beginn der Revolution ab zuzuſchreiben. Es 
iſt aber auch zuzuſchreiben der klugen, jtaatsntännijchen Ar- 
beit der Herren, die teilweiſe in der Regierung verbleiben, die 
aber jeht zum größeren Teil aus ihr ausſcheiden. 

Ich bin Ihrer Zuſtimmung ficher, wenn ich es ausſpreche, 
daß wir den ausſcheidenden Herren an der Spike dem Herrn 
Staatspräſidenten Ge iß, der durch) ſein Zonziliantes Weſen 
erfolgreih auf die Aufrechterhaltung der nötigen Har- 

monie unter den drei Parteien hinzuwirken berufen 
und gewillt war, = ich ſage, wir ſind verpflichtet 

und ich ſpree e8 in Ihrer ader Namen aus, daß 
wir ihnen Dank ſagen für das, was ſie nach beſten Kräften 
für das Wohl des Landes gearbeitet haben. Wir hoffen und 

wünſchen, daß fie nicht ganz aus dem öffentlichen Leben aus- 
ſcheiden, daß fie vielmehr ihre Kräfte auch in Zukunft, 
wenn au< in anderen Stellungen, dem“ Vaterlande 

wie bisher opferberzit , zur Verfügung ſtellen. Für ihre 
biöherige Tätigkeit im Dienſte des Landes bleibt ihnen Dank 
und Anerkennung geſichert. Möge wag unter ihrer Leitung 
auf geſchgeberiſchem und Verwaltungsgebiet. geſchaffen worden 
iſt> dem Lande zum Gegen gereihen! (Lebhafter Beifall). 

Hierauf erhält das Wort 

Staatspräfident Geiß. 

Ich danke dem Herrn Präſidenten des Landtags für 
die freundlichen Worte der Anerkennung, die er den Herren, 

welche aus der Regierung ausfheiden und meiner Perſon 
ſoeben gewidmet hat. Jh ſchäße dieſe Worte um ſo mehr, als 
er nicht nur für ſeine Perſon, ſondern für die geſamte 
Volksvertretung hier geſprochen hat. IH glaube, auch im 
Namen aller ausfceidenden Herren hier feſtſtellen zu dürfen, 
daß fie alle fiets gewillt waren, das Beſte für die Sache, wel- 
Her fie ſich gewidmet haben, einzuſehen. Die Anerkennung, 
welche wir ſoeben zu hören die Ehre hatten, „iſt uns ein 
Zeichen dafür, daß fie duch ihre Arbeit und ihre Tatkraft 
das Richtige getroffen haben. Wir wollen hoffen, daß ihr 
Tun und Wirken. unſerem Lande zum Wohle und zu geſun- 
der Weiterentwidlung gereichen möge. 

Laſſen Sie mich nun no%H für meine Perſon einige Worte 
an Sie richten. I< greife zurüd auf den 10. November 
1918, wo ich tags zuvor, am 9. November, im Auftrage der 
Mannheimer Arbeiterſchaft mit dem damaligen Miniſterprä- 
fidenten Frhrn, v. Bodman zu verhandeln die Ehre Halte, 

darüber, was in der nächſten Zeit zu geſchehen habe, ehe der 

Sturm des Zuſammenbredhens hereinbreche, weil wir ahnten, 
daß, wenn nicht von Negierungsjeite ſofort Reformen einge- 
führt würden, die Sache nicht mehr länger zu halten ſein 
werde, Wir waren der Meinung, daß, wenn, die damalige 
Negierung zurücktreten und ſofort der Landtag berufen würde 
und demzufolge dann eine parlamentariſche Regierung ein- 
‚gefebt würde, es möglich wäre, wenigſtens bei uns im Lande 
Baden Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. Während 
der Verhandlungen mit Exzellenz v. Bodman kam bie 
Nachricht, daß in Mannheim der Umſturz ſich bereits voll- 
zogen habe und in Karlsruhe die erſten Anfänge ſoeben ein- 

gejſeht hätten. 

  

  

Am nächſt?n Tage gegen 245 Uhr nachmittags erhielt ich 
von Karlsruhe nad Mannheim die Mitteilung, ich möchte ſo- 
fort nach Karlsruhe kommen, ich ſei zum Miniſterpräſidenten 
gewählt. Es ſchien mir im erſten Augenbli>, als wäre ich 
aus einem Traum erwaht Es war miv unbegreiflich, wie 
man dazu kommen fönne, auf diefen verantwortungsvollen 
Poſten einen Mann aus dem Volke zu berufen, gumal in 
einer Zeit, wo die alte Herrſchaft zuſammengebrochen und 
das ganze wirtſchaftliche und politiſche Leben in. Trümmern 
vor uns lag, IH konnte mich nicht entſchließen, ſofort, wie 
verlangt, nad Karlsruhe zu fahren, jondern kam erſt am 
nächſten Tage vormittags nach Karlsruhe, in der, Meinung, 
ich werde die Herren bitten, von meiner Mitwirkung in der 
Regierung Umgang zu nehmen, Nach längerem Herumirren 
kam ich endlich im Miniſterium des Innern an. Den erſten 
Herrn, dem ich gerade in den Weg kam, begrüßte ich und 
ſogte ihm: Ja, ich bleibe nicht da, ih kann diejen Poſten 
nicht übernehmen. Er ſagte mir: Sie kommen mir gerade 
recht, ih muß auch da bleiben, da gibt es kein Ausreißen 
mehr, Bitte, hier Plaß zu nehmen, Dieſer Herr ſcheidet 
jebt auch aus (Heiterkeit). . 3 

I< habe geſehen, daß ein Widerfireben nichts nüßen wiſrde, 
jondern daß es die Allgemeinheit und das Wohl des ganzen 
Landes erforderte, daß ich mich der Sache zur Verfügung 
ſtellte und meine Kräfte, ſoweit ich ſolche beſike; hier ein- 
febte. Es war nicht leicht, die Aufgaben zu löſen, welche 
uns geſtellt waren, Sie bejtanden darin, aus dem alten 
zuſammengebrocenen Staat einen neuen, nach moderner Ans 
Ihauung, nad) demokratiſchen Grundſäken, alſo einen demo» 
kratiſch-jogialen Staat aufzubauen, Wir haben alle unſere 
Kräfte eingeſeht. Gin jeder hat das Beſte gegeben zum 
Wiederaufbau und zur Wiederaufrichtung unſeres engeren 
Heimatlandes. Jeder Tag brachte neue Schwierigkeiten. 
Kaum war die eine Schwierigkeit behoben, jo ſtand ſchon 
wieder eine «andere im Wege, die noch ſchwerer. zu überwin- 
den war“ wie die vorhergehende. Und doh mußten fie alls 
überwunden werden. Dank der unermüdlichen und verſtänd- 
nisvollen Mitwirkung aller Behörden des Landes, der ſtaat- 
lichen wie der kommunalen, Dank der gewiſſenhaften Pflicht« 
erfüllung des geſamten Beamtenſtandes und Dank des ge- 
ſunden Sinnes des größten Teils der badiſchen Bevölkerung 
war es möglich, die größten Schwierigkeiten, welche im Wege 
ſtanden, zu überwinden. Schon nach Umlauf von 2 Monaten 
waren wir in der Lage, hier in dieſem Hauſe die erſte Na- 
tionalverſammlung vegrüßen zu können. Baden war das 
erſte Land aller deutſchen Länder, welche8 ſich dazu empor- 
geſchwungen Hatte, die Wahlen zur Nationalverſammlung 
geitig genug auszuſchreiben, die Wahlen zu vollziehen und 
demzufolge au die Nationalverſammlung einzuberufen, um 
dem neuen Staat eine geſehmäßige Grundlage zu geben, in- 
dem man dem Lande eine Verfaſſung ſchuf. Durch die Schaf- 
fung dieſer Verfaſſung war die Plattform gegeben, auf die 
eine gejelie Regierung geſtellt werden konnte, Wenn auch 
vieles von dem, was man anfänglich für aut und notwendig 
gehalten hatte, nicht erreicht werden fonnte in Rücficht auf 
die gegebenen Umſtände, ſo war es doch möglich, das politiſche 
und wirtſchaftliche Leben in geſunde Bahnen zu lenken und 
in dieſen Bahnen weiterzuleiten, Möge es in Zukunft ge- 
lingen, die hohen Aufgaben zu löſen, die wir ale erſtreben 
und die unſer Volk und unſer Land immer mehr borwärts 
und aufwärts führen ſollen. Um dieſem Biel näher zu kom- 
men, iſt unermüdliche Arbeitsleiſtung, Einigkeit und Ge- 
ſchloſſenheit des- geſamten badiſchen Volkes eine abſolute Vör- 
ausſeßung, Und. wenn die hinter uns kiegenden Gefahren 
Überwunden werden konnten, ſo nur heshald, weil Volksver-  



tretung und Regierung in richtiger Würdigrng ber gegebenen 
Beitverhältniſſs ſtets bemüht waren, die Not“ der Zeit zu 
Hndern, überad da zunächſt nachzuhelfen und einzugreifen, 
wo Hilfe am notwendigſten ſchien. 

“Ich ſelbſt habe mich bemüht, - in -meiner verantwortungs- 
vollen Stellung ftet3 iim Sinne des Neit- und Wiederauf- 
baus de8 Landes, der Wiederherſtellung von Ruhe“ und Ord- 
nung, des Wiederbeginns einer gedeihlichen Meiterentiwides 
Lung zu wirken, und habe gern dafür alle meine Kräfte und 
mein Beſtes eingejekt, 
„In die Zukunft blidend ſehen wir, daß noch vieles. und 

ſchweres zu tun ſein wird und daß es der Anſpannung aller 
im Wolfe vorhandenen Kräfte, in der Volksvertretung und 
in der Regierung bedarf, um das Land und das Vol? in ab- 
fehbaver Zeit beſſeren und glüclicheren Tagen entgegenzu- 
führen. Das Beſtreben von Volksvertretung und Regierung 
iſt und foll bleiben, ſtets das Beſte für das Volk8wohl zu tun. 

. Nun, ich ſcheide von dieſem Poſten in dem Bewußtſein, ſtets 
das Beſte für das badiſche Land und das badiſche Volk ge- 
wollt zu haben. Ich nehme Abſchied von der Volksvertreturig 
und von dieſer Stelle hier, indem ich den lehten Gruß in 
unſer Vaterland hinau3rufe, indem ich ſage: Glückauf mem 
„Badener Land! Es lebe unſere ſchöne Heimat, es lebe das 
„"Gadiſche Volk! (Lebhafter Beifall). 

. Der Präſident gibt ſodann einen von Mitgliedern der 
drei großen Parteien unterzeichneten Antrag ber Abgag. 
Dr. Shofer und Gen. mit dem Entwurf eines Ges 
JebeB über die Abänderung des Geſetzes vom 2. April 1919, 
ven Geſchäftskreis ver Miniſterien betr,, bekannt. 

"reits gedtudt (Drück, Nr. 149) und verteilt. und auf 
die Tägesordnung der heutigen Sikpung 

' geſeßt. x 

< Zur Begründung des Antrags wird das Wort "nicht beachte 7245547, 8 1] 4 

„Die allgemeine Beratung wird eröffnet. 

/ 68. meldet fich niemand zum Wort. ; 
"Die allgemeine Beratung wird geſchloſſen, 

Z Zu der Einzeberatung, in welcher ber Präſident 
Dverſchrift und Einleitung, Art, I (Ziff. 1--5) und Art. Ir 
des „Geſeßentwurfs aufruft; wird das Wort ebenfalls nicht 
begehrt. f 

Die Einzeiberatung wird geſchloſſen. 

In ber hierauf erfolgten Abſtimmung wird der Ger, 
ſeßentwurf, auf deſſen nochmalige Verleſung durch den Prä- 
fibenten verzichtet wird, einſtimmig ange» 
nommen. . 

„Der Präſident gibt hierauf einen weiteren, ebenfalls 
bon. Mitgliedern der drei großen . Parteien unterzeichneten 
Antrag der Abgg. Dr. Shofer und Gen. mit 
dem Entwurf eines Geſetzes über den Ruhegehalt und die 
Hinterbliebenenverſorgung bes Staatſpräſidenten Weiß . be» 
kannt. ' 

Der Entwurf iſt mit einer Begründung verſehen. N 
"Er ſt gedrite>t (Druckf. Nr. 148) und verteilt ib wird im 
Einverſtändnis des Hauſes auf die Tagesordnung der 
„heutigen Gihung geſeßt.. a 

Bun Begründung wird das Wort nicht begehrt. 

Die allgemeine Beratung wird eröffnet. """'   
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Das Wort erhält vi 

Abg. D/ Mayer- Karlöruhe (D.Natk. Vp.): 
R „Es iſt bekannt, daß die Abſicht. beſteht, ==. und die iſt ver- 
ſtändig —, in keine Erörterung dieſes Antrags eingıffreten, 
und ich habe auch nicht die Abſicht, dieſen Entſchluß zu durch- 
kreuzen, und wünſche ſteineöäwegs, Veranlaſſung zu einer Ver» 
handlung zu geben. Ich ſehe mich aber genötigt, namens meiner Parteifreunde eine Erklärung abzugeben. , Gs leitet uns 
bei dieſer Erklärung keineswegs irgend ein Gefühl von Miß- 
ſtimmung gegen den bisherigen Staatspräſidenten, Herrn Geiß. Im Gegenteil, wir find gerne bereit, feſtzuſtellen, daß er ſich bemüht hat, feinen Poſten ernſt und würdig aus: gufüllen, und daß er nah allen Seiten hin gleichmäßige 
Freundlichkeit und Gerechtigkeit walten zu laſſen ſich bes 
müht hat. In der Hinſicht ſind auch wir gerne bereit, ihm 
unſere Anerkennung nicht zu verſagen. Aber wir können die 
beſondere Maßnahme, die für den bisherigen Staats. 

- präſidenten getroffen werben ſoll; nicht gutheißen, weil 
wir ſie nict im Einklang mit dem Geiſt der 
Verfaſſung finden, 
„Ich will das hier nicht näher ausführen, eben deswegen 

nicht, weil ich nicht die Abſicht habe, eine Verhandlung zu 
veranlaſſen. I< ſehe darum auch ab, auf den Schwanenge» 
ſang des Herrn Staatspräfidenten einzugehen, ob» 
gleicher mir troß feines durchaus ſchlichten und in der Kaupts 
ſache rein perſönlichen Charakters allerlei Gelegenheit zu Bes 
merfungen gäbe. J< begnüge mich darum, im Namen meis 
ner Fraktion gu erflären: JE 

Wir bewilligen ſelbſiverſtändlich die Vereinfachmng des 
‚Staatsveriwaltung und haben darum eben auch-mit den ander 
xen Parteien der betreffenden Geſetzeövorlage zugeſtimmt. 
Wir. können aber nicht finden, daß dieſe Maßnahme den 
hohen Namen einer Umbildung der Staatsregierung ver« 
dient, und wir lehnen daher um ſo mehr jeglichen Aufwand 
ab, der aus dieſer rein verſönlichen Verſchiebung Unſerem 
Lande erwachſen ſollte (Beifall rechts). 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die allgemeine Beratung wird geſchloſſen. 

In der Einzelberatung, in welcher 'der Präſi» 
dent Überſchrift und Einleitung, ſowie Artikel I und II des 
Geſezentwurfs aufruft, wird das Wort nicht begehrt. 

Die Gingelberatung wird geſchloſſen. 

Das Schlußwort' wird jeweils nicht begehrt, 
» In der hierauf erfolgten Abſtimmun g wird der Ges 

ſehentwurf, auf deſſen nochmalige Verleſung durch den 
Präſidenten verzichtet wird, angenommen. 

Hierauf erhält im Einverſtändnis des Hauſes 
aur Stellung einer Kurzen Anfrage der Abgg. Schön und 

Gen, die Beſchlagnahme von Seife durd; vie Seifen-VertriebB. geſellſchaft betr., das Wort ; ; 3. 

Abg. Schön (D, Dem. P.): 
Iſt der Regierung bekannt, daß in lehter Zeit bei Groß- 

und Meinhandlungen der Lebensmittelbranche, die nach une 
beſtrittener Auffaſſung des Landegpreisamts durchaus reell 
find, troß der beſtehenden Seifennot von ſeiten der Bweig- 
ſtellen des badiſchen Lande8preisamts in Freiburg und Kon- 
ſtanz Und deren untergeordneten Organen auf Veranlaſſung 
der Reichsſtelle für Ole und Fette, Zweigſtelle Baden, in 
Rarlsrufe (Zweigſtelle der Seifen-Vertriebögejtlſchaft Bes     

8081 89. öffentliche Sihiig äm MitiwoH, den 4. Auguſt 1920. 8082 

fin) und au von lehterer Stelle ſelbſt Ausland3ſeife 
in größeren Mengen... beſchlagnahmt wurde, die al8dann von 
der Seifenvertrieb8geſellſchaft nah außerhalb Baden 
verbracht und mit bedeittendem Gewinn verkauft wurde, wobei 

den Beamten der vorgenannten Kriegsgeſellſchaft ein Anteil 
en dieſen Mehrerlös zufällt, während die Geſellſchaft den 
Firmen, bei denen Seifen beſchlagnahmt wurden, nicht ein- 
mal den eigenen Geſtehungspreis als Vergülung für die 
Übernahme der Seife ausbezahlt? 

Was gedenkt die Regierung zur Abſtellung dieſes kraſſen 
Mißſtandes zu tun? Wie iſt es zu verantworten, daß bei die« 
fen Vorkommniſſen Beamte der Zweigſtellen des badiſchen 
Landespreizamtes in Freiburg und Konſtanz mitwirkten und 
den betroffenen Firmen ihre Unterſtüßung verweigerten? Wie 
find dieſe Vorkommniſſe in Einklang zu bringen mit dex Mit« 
teilung des Landespreisamtes in Karlsruhe an die Kommu- 

nalverbände Badens, wonach der Seifenvertriebsgeſellſchaf: 
Jein Recht zuſteht, in Baden ousländiſche Seife zu beſchlag» 
nahmen? R 

Zur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſterialrat Föhrenbach: 

Die Kurze Anfrage bezieht ſich vermutlich darauf, daß in 
ber Zeit vom Januar bis Mai d. J. bei einigen Großfirmen 
in den Bezirken Freiburg, Offenburg und Konſtang größere 
Mengen von Auslandsſeife duch den Reichgausſchuß für 
Ple und Fette, Bandezitelle Baden, unter Mitwirkung von 
einzelnen Fahndungsbeamten der Zweigſtellen des Landes- 
preizamts beſchlagnahmt worden ſind. Daß die beſchlag« 
nahmtie Seife nach außerhalb Baden38 verbracht worden ſei, 
iſt nicht bekannt; es würde dies einer mit der Landesſtelle | 
Baden des Reichsausſchuſſes für Ole und Fette getroffenen 
Vereinbarung zuwiderlaufen. Der Angelegenheit wird je- 
doch noch nachgegangen werden. Die Verwertung der Seife 
erfolgt zu den ordnungsgemäß beſtimmten Übernahmepreiſen. 
Der Reichsausſchuß für Öle und Fette hat fich bereit erklärt, 

wegen Erhöhung dieſer Übernahmepreiſe in Berlin vorſtellig 

zu werden; die Verhandlungen ſchweben noch; in einzelnen 

Fällen find jedoch unter Verüdfichtigung der beſonders ge- 
lagerten Verhältniſſe bereits höhere Preiſe für beſchlagnahmte 
Seife erſeht worden. Das Landespreisamt und ſeine Fahn- 
der können ſich der Mitwirkung bei der Beſchlagnahme von 

Seife nicht entziehen, wenn der begründete Verdacht beſteht, 
daß die Seife im Wege des Schmuggels in das Land gebracht 
iſt oder daß übermäßige Preisſteigerung oder Kettenhandel 
vorliegen. 

Das Landespreisamt hat jedoHh neuerdings angeordnet, daß 
vor Heranziehung ſeiner Fahnder bei Beſchlagnahme von 

Seife jeweils die Zuſtimmung des Leiters der Zweigſtelle 
des Landespreizamis einzuholen iſt. Eine Anweiſung des 

Lande38prei8amts an die Kommunalverbände, worin der Sei- 
fenherſtellung« und Vertriebsgeſellſ<haft das Recht aur Der 
ſchlagnahme von Nuslandafeife beſtritten wird, iſt nicht er- 
gangen. Das Iandespreisamt hat es dem Reichzausſchuß 
für Öle und Fette gegenüber lediglich abgelehnt, dur< die 

von dieſem gewünſchten ſcharfen Maßnahmen die badiſche 

Bevölkerung weiterhin zu beunruhigen, ſolange in anderen 

Staaten und Städten des Neiches dieſe Vorſchriften nicht mit 

der gleichen Strenge durOgeſcht werden. Die Regierung ha: 

dieſen Standpunkt des Landesprei3amte3 gebilligt. 

Sodann erhält "zur Stellurig einer Kurzen Anfrage veb 

Abg. Albietz, den Handel mit Großvieh betr,, das Wort 

  

  

Abg. Albieß (Zentr.): 

Sit der Regierung bekannt, daß zur Zeit ein lebhafter Han« 
ve! mit Großvieh einſeht. 5 

Sind die nötigen Vorkehrungen getroffen, daß das Vieh 
nicht in das befegte Gebiet und dadurch ins Ausland verſchö» 
ben wird? 

Zur Beantwortung erhält dad Wort 

Miniſterialrat Föhrenbach? 

Der Regierung iſt bekannt, daß zufolge der auch vom 
badiſchen Landtag gewünſchten vorläufigen Nichtanwendung 
der Vorſchrifien über die Schlachtviehbewirtſchaftung der Han« 
de! mit Großvieh eingefeßt hat. Es iſt dies eine ſelbſiver- 
ſtändliche Folge der freieren Geſtaltung der Wirtſchaft, da nur 
im Wege des freihändigen Ankaufs und unter Zuhilfenahme 
des Handels das erforderliche Schlachtvieh für die Bedarfs» 
ſtellen geſchafft werden kann. Auch die durch die Maul- und 
Klauenſeuche hervorgerufene Shwächung der Viehbeſtände 

! macht in erhöhtem Umfang die Beſchaffung von Nut- und 
Buchtoieh erfoderlich, die ebenfalls im Wege des freien Han- 

| dels erfolgt. Dieſer Handel unterliegt =- abgeſehen davon, 
daß er nur von den mit beſonderer amtlicher Genehmigung 
und mit Ausweiskarte verſchenen Mitgliedern des badiſchen 
Viehhandelsverbands ausgeübt werden darf — innerhalb 
Badens keinen Beſchränkungen. Bei übermäßigen Rreis- 
ſteigerungen macht er fich allerdings ſtrafbar. 

Der Verſand und die ſonſtige Verbringung von Vieh no H 
außerbadiſchen Orten iſt gemäß 8 4 der Verordnung 
des Miniſteriums des Innern vom 15. März 1916 über die 
Vekforgungsregelung mit Fleiſch (G. u. V.-B1. ©. 59) nur 
mit Genehmigung der badiſchen Fleiſchverſorgungäſtelle zu- 
läſſig, Dieſe Genehmigung wird zurzeit fün 

) Verſendungen zu Handelszwe>en grund» 

Jählich niht erteilt,--Die Eiſenbahndienſiſtellen find 
angewieſen, Sendungen von Vieh nach außerbadiſchen. Orten, 
für die ein Verfandſchein der badiſchen Fleiſchverſorgungs- 
ftelle nicht vorgelegt wird, zur Beförderung nicht anzunehtnen. 
Auch die Gendarmerie hat Weiſung, der Verbringung von 
Vieh nach außerbadiſchen Orten ohne Genehmigung der 
Fleiſchverſorgungsöſtelle entgegenzutreten. Das Landespreis» 
amt hat zudem für eine ſtändige Überwachung der wichtigſten 
Übergangsſtellen an der Landesgrenze durch das Fahndungs- 
perſonal Sorge getragen, wodurch die unerlaubie Viehaus- 
fuhr aus Baden wirkſam verhindert wird. 

Weiterhin erhält zur Stellung einer Kurzen An- 
frage der Abag. Amann und Gen., den Verkauf kunſthiſts- 

| tiſch wertvoller Kunſtgegenſtände ins Ausland betr,, das Wort 

Abg. Amann (Zentr.)? 
Was’ gedenkt die badiſche Regierung zu tun, um den Ver- 

Touf-künſthiſtoriſcher wertvoller Kunſtgegenſtände in das Aut 
land zu verhindern?, 

Zur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſterialrat Dr. Bartning: 

Gegen „die Abwanderung des deutſchen Kunſtbeſit23 ſind 
bereits eine Reihe von geſebgeberiſHen Maßnahmen ergrif« 
fen worden: Die Reichsverordnung vom 11. Dezem. 

ber 1919 über die Ausfuhr von Kunſtwerken macht dieſe für 
die dur) Eintragung in eine Reichsliſte als nationalwertvoll 
anerkannten Gtüde von jtaatliher Genehmigung abhängig.  



Fälle, in benen jolch nationalwertvoller Kunſkbefis aus Baden. 
ins, Auland verbracht worden wäre, find nicht bekännt ge» 
worden. 
Den aus ‚der. finanziellen Notlage der Körperſchaften des 

öffentlichen Nechts und der Aufhebung der Fideikommiſſe ent- 
ſpringenden Gefahren für den Kunjtbeſtand des Landes ſucht 
die weitere Reichsverordnung über den Shug 
von Denkmalen und Kunſtwerken vom 8. Mai 
1920 dadurch zu begegnen, daß ſie — ohne Beſchränkung auf 
bejonbers Tatalogifierte Gegenſtände = für die Veräußerung 
oder weſentliche , Veränderung von beweglichen Gegenſtänden 
mit Kunſt» oder Altertumswert im Beſis von öffentlichen 
Körperſchaften oder Familienfideikommiſſen Genehmigung der 
Landesbehörde erfordert. Mit dieſen beiden Verordnungen iſt 
ver bei weitem größte und wertvollſte Teil des deutſchen 
Kunſtbeſikes geſichert, 4 [] 

- "Nach Maßgabe der beſtehenden Geſehgebung bleibt aunächft 
nur noh der private Kunſtbeſik ungejhüßt, ſoweit er nicht 
ausnahmsweife als nationalwertvoll anerkannt iſt. Bezüglich 
Dieſes ſog. privaten Kunſt-Mittelguts liegen die Verhältniſſe 
nicht derart, daß zu einem generellen Veräußerungsverbot, 
gegen das natürlich in mehr als einer Hinſicht die ſchwerſten 
Bedenken beſtehen, gegriffen werden müßte. Es käme höchſtens 
die Erlaſſung eines Ausfuhrverbotes mit Genehmigungsvor- 
behalt im Einzelfall auf Grund der Reigsnerordnung 
Über die Nußenhandelstontrolle vom 20, De» 
kember 1919 im Frage. Hierwegen iſt im Einvernehmen 
mit den Sandesregierungen das Neicsminifterium des In» 
nern mit Vorarbeiten zur Zeit befaßt. Auf Anfrage des Uns 
terrichtsminiſteriums über ben Stand der Sache hat ſich das 
Reichsminiſtertum des Innern unterm 21. Jult d. I. dahin 
geäußert, daß die Frage mit Rückſicht auf neuaufgetauchte Des 
denken ſchwerwiegender Art im Anſchluß an die im Septem- 
ber d, 3, ſtattfindende Tagung für Denkmalspflege mit den 
Vertretern der Länder erneut beſprochen werden ſolle, 
- Da fich die Aufläufe von Kunſtgegenſtänden zu Ausfuhr» 
iweten in lehter Zeit — wie aus allen Teilen Deutſchlands 
berichtet wird — im Zuſammenhang mit dem Steigen der 
Baluta unſtreitig erheblich gemindert haben, empfiehlt es. fich, 
unter Vermeidung einſeitigen Vorgehens in einer alle Länder 
gleihmäßig berührenden Frage zunächſt das Ergebnis der 
Sepiemberbeſprechungen abzuwarten; - eh Bat 

Sodanmt erhält zur Stellung einer Kürzen Aufrage 
ber Abgg. Odenwald und Gen., die Siebelungs- und. Land» 
bank, hier vas Hagenſchießunternehmen betr,, das Wort 

Aba. Ovenwalb (©. Dem. Ks 
Hat bie Regierung angeſichts. der bisherigen Ergebniſſe der. 

Unterſuchung der Verhältniſſe bei der Stede lung und 
Landban?k dafür geſorgt, daß im Hagenſchieß weitere Auf- 
wendungen für Unternehmungen, bie nicht unbedingt. nota 
wendig find, zur Abwendung von Schaden, unterbleiben. und 
daß überzählige Beamte und Arbeiter vorläufig anderweitig 
Untergebracht werden? GUN H De 

Liegt der Verbadit firafbarer Handlungen vor und ift. 
Bejahenbenfads das Erforderliche veranlaßt worden? 

Bur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſterialbirektot Dr. Fu < 3% k 
- Der Aufſichtörat der Siedelungs- und Landbank Hat bereits 
Reit einiger Zeit die Einftellung aller jener Arbeiten des Ha- 
genſchießunternehmens angeordnet, deren Birtſchaftlich   

nicht völlig fſiherſtans, Jnsbeſondere betrifft bas bie Mix 
beiten, die mit ber beabſichtigten Anlage eines Vollbahn«- 
anſchluüſſes zum Bahnhof Niefern zuſammenhängen, } 

Durch dieſe Velriebseinfehräntungen find naturgemäß Ars 
beiter und Angeſtellte entbehrlich geworden, Soweit badiſche 
Arbeiter, insbefondere aus den Gemeinden Pforzheim, 
Eutingen und Niefern in Frage kommen, konnten dieſe nach 
kurzem Urlaub zu einem erheblichen Teil wieder beſchäftigt 
werden. Verheiratete Leute wurden dabei bevorzugt, 

Die Arbeitsämter find bemüht, für die entlaſſenen Arbeiter 
Arbeitzſtellen zu beſchaffen, was angeſichts der Sto>ungen 
in der Induſtrie allerdings nicht leicht iſt, 
Was endlich den lezten Punkt der kurzen Anfrage bes 

trifft, fo muß feſtgeſtellt werden, daß nach dem Ergebnis der 
bisherigen Unterſuchung ber Verdacht ſtrafbarer Handlungen, 
die Her Leitung zur Laſt gelegt werden könnten, nicht bor« 
liegt. Fr 

Schließtich erhat azur Steitung ertter Kurzen Arts 
frage des Abg. Henrich, ven Übergang der Gemeindewege aus 
der Kreisverwaltung in die Gemeindeverwaltung beir,, das 
Wort a { E N 

Abg. Henrich (Bentr.)n 
' Die Sreiserfammlung des Kreiſes Mosbach faßte in rer 
Sißung vom 24. Juni den Beſchluß, die Gemeindeſtraßen, 
welche bisher vom Kreis verwaltet wurden, den betreffenden 
Gemeinden zur Inſtandhaltung wieder zuzuweiſen, 

Durch dieſes Vorgehen können 120-140 Straßenwärter, dis 
teils 20--40 Jahre in dieſem Dienſt ſtanden, brotlos werden. 

Was gedenkt die Regierung zu tunz 
' a) die Erhaltung und Unterhaltung ber betreffenden Stra 

ßen in bisher gutem und georbnetem Zuſtand ſichex au 
ſtellenz PENIG 

' pv) um zu verhinbern, daß bie für die betreffenben Straßen 
bisher vom Kreis angeſtellt und beſchäftigt geweſenen 
Straßenwärter nicht brotlog werden, 

Bur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſkexialdirektor Dr, FuHhB82 

Nachdem in der außerorbentlichen Kreisverſammlung - des 
Nreiſes Mosbach am 24. Juni 1920 dem Antrage des Kreis 
"ausſchuſſes entſprechend und zwar einſtimmig beſchloſſen wov« 
den iſt, daß die Gemeindewege auf 1, Oktober d, S. aus der 
Unterhaltung des Kreiſes ausſcheiden, haben künftighin nach 
8 5 der Vollaugöverordnung zum Straßengeſetz die Gemeinde« 
zäte der Gemeinden des Kreiſes ſelbſt dafür zu ſorgen, daß 
die nach dem Straßengeſeß den Gemeinden obliegende Pflicht, 
die Gemeindewege innerhalb der Gemarkung den Bedürfniſ« 
fen entſprechend zu unterhalten jowie das erforderliche Rer- 
ſonal anzuſtellen, erfüllt wird, 

Die Annahme, daß mit dem Ausſcheiden der Wege aus ber 
Kreisverwaltung die Aufficht der ſtaatlichen, insbeſondere bey 
techniſchen Behörden aufhöre, war nicht zutreffend; denn nach 
ß 7 der Wollgugsberorbnung zum Straßengeſeß führen die 
Bezixksämter mit Unterſtühung der Bezirköräte und im Be« 
nehmen mit dex techniſchen Staatsbehörde die Aufſicht 
hatüber, daß die Gemeindebehörden den vorhin bezeichneten 
Obliegenheiten in genügender Weiſe nachkommen und nach 
8 6 Abſaß 2 der Vollzugsverordnung zum Straßengefeß wera 
den für die wichtigeren Gemeindewege durch die techniſche 
Staalsbehörde, d, h. dur< die Waſſer- und Straßenbauinſpek« 

iu li Boranſchläge über die Unterhaktungsarbeiten   
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und deren mutmaßlichem Aufwand gefertigt. Es beſteht das 
her nad) den geltenden Beſtimmungen die Möglichkeit, dafür 

au ſorgen, daß die bisher von der Krei8verwaltung unterhal- 
tenen Gemeindewege auch weiterhin in orbnungsmäßigen Zu- 

ſtand unterhalten und erhalten werden, 

Die Begirksämker und Waſſer- und Straßenbauinſpektionen 
des Kreiſes Mosbach find entſprechend angewieſen. 

Was die Frage ber Weiterbeſ<äftigung ver Bisher 
vom Kreis für die Inſtandhaltung der Wege angeſtellt ge- 

waltung in einem Rundſchreibeu die Gemeinden aufgefordert, 
die ſeitherigen Wärter, die ihren Dienſt fleißig und willig 
beſorgt haben, beizubehalten, und e3 darf angenommen wer- 
ven, daß die Gemeinden nicht ohne triftige Gründe die bes 
fichende Arbeitslofigkeit durch Nichtübernahme der Wärter 

vermehren. Die Bezirk3ämter des Kreiſes ſind angewieſen 
worden, auch ihrerſeits in dieſem Sinne auf die beteiligten 
Gemeinden einzuwirken. 

Zur Geſhäftsorbnung erhält das Wort 

Abg. Marum (Sog): 
I< mö den Antrag ſtellen, hinſichtlich der beiden 

Veſehentwürfe = einmal hinſichtlich deſſen auf Brudf. 142: 
Entwurf eines Geſees über die Abänderung des Gefehes 
vom 2. April 1919, den Geſchäftskreis der Miniſterien betr., 
jodann hinſichtlich deſſen auf Drudf. 148: Entwurf eines Ges 
jeßes über den Ruhegehalt und die Hinterbliebenenverſorgung 
des Staatspräſidenten Geiß = von der Friſt des 8 49 der 
Verfaſſung bezügl. der 2. Leſung abzuſehen und die beiden 
Geſeße gemäß 8 23 Einferer Verfaſſung für dringend zu er- 
klären. 

Weiter geht mein Antrag dahin, die 2. Leſung ber Geſeh- 
entwürfe alsbald vorzunehmen. < 

Die Anträge des Abg. Marum finden keinen Widerſpruch 
und werden vom Präſidenten für angenommen erklärt. 

Im Anſchluß hieran wird übergegangen zur Zweiten Leſung 
des Entwurfs eines Geſehes über vie Abänderung bes Ges 

ſetzes vom 2, April 1919, den -Geſchäftskreis der Miniſterien 
bett, (Drudf, Nr. 142), 

Zur Begründung wird das. Wort nicht begehrt. 

Die allgemeine Beratung wird eröffnet. 

Es meldet ſich niemand zum Wort, 

Die allgemeine Beratung wird geſchloſſen. 

In ber Einzelberatung, in welcher der Rräfibent 
wcrſchrift ſowie Artikel I und II des Gejekeniwurfs auf» 
zuſt, wird das Wort nicht begehrt. 

Die Einzelberatung wird geſchloſſen. 

In der hierauf erfolgten Abſtimmung wird der Geſeh« 
entwurf angenommen. 

In der Zweiten Leſung des Entwurfs eines Geſees über den 
nuhegehalt und bie Hinterbliebenenverſorgung des Staats- 
yröſidenten Geiß (Druckſ, Nr. 148) wird zur Begründung 
das Wort nicht begehrt. 

Die allgemeine Beratung wird eröffnet, 
Es meldet ſich niemand zum Wort. 

Die allgemeine Beratung wird geſchloßen, 

Iv der Einzelberatung, in welcher. der Präſident 
Uhr 1%brift und Einleitung fowie Artikel 1 und TI des Geſeh- . 
entwarfs aufruft, wird das Wort nicht begehrt.   

Die Einzelberatung wird geſchloſſen. ' p 

In der hierauf erfolgten Abſtimmung wird der Geſeſß- 
entwurf angenommen, 

Der Präſident gibt ſodann bekannt, daß der Are 
trag der Abag. Schöpfle und Gen. (Drudf, Nr. 88), Über- 
laſſung der Häute von Schlachtvieh an die Tierhalter betr., 
ſeitens der Antragſteller zurü>gezogen iſt. 

Sodann wird auf Vorſchlag des Präſidenten im Ein. 
fenen MWegewärter anbetrifft, fo Bat Icon bie. Areiäbers j verſtändnis des Hauſes übergegangen zur Wahl des Staatz3- weſenen We( 7 

präſidenten und feines Stellvertreters, 

Auf Antrag des Abg. D. Mayer-Karlsruhe (D.-Natl, Vp.) 
wird die Wahl durch Stimmzettel in geheimer Abſtimmung vor- 

genommen und zwar wird für beide auf einem Stimmzettel 
Gewählt. : 

E3 werden 75 Wahlzettel abgegeben. 

Davon entfallen auf den Juſtizminiſter Tx unk als Staats 

präſidenten 67 Stimmen und auf den Miniſter des Innern 
Remmele als Stellvertreter des Staatzpräſidenten ebenfalls 
67 Stimmen. 28 

6 Zettel find unbefchrieben. 

Mit einer Stimme wird als Staalspräſident Abg. Karl 
vorgeſchlagen. 2 

Eine Stimme wird nur für den Miniſter des Innern Rem- 
mele als Stellvertreter abgegeben, ohne den Staatöpräſiden» 
ten zu benennen. ? ; 

Der Präſident ſtellt auf Grund des Wahlergebniſſes 
feſt, daß zum Staatspräſident Juſtizminiſter Tr unk und zu 
ſeinem Stellvertreter Miniſter des Innern Remmele ge 
wählt ſind. a ER ne | 

Im Anſ<luß an die Wahl erhalten das Wort 

Zuſtizminiſter Tr unk; 

Die Frage des. Herrn, Präſi d emton.. fordert: von.miz:. 
Antwort. I will die Antwort geben in den kurzen Worten: 
In Gottes Namen Ja! (Beifall). Als Begründung dazu 
will ich folgendes ſagen, ch weiß, daß die drei koalierten 
Parteien auch für die weitere Arbeit zuſammen bleiben 
müſſen, um durc gemeinſames Arbeiten, durch entſchloſſene 
Tat das zerſhundene und gertretene Volk und Land wieder 
geordneten, beruhigten Verhältniſſen entgegenzuführen; ich 
weiß, daß gerade die Monate, in denen wir ſtehen, und die 
Monate, denen wir entgegen gehen, beſonders ſchwierig ſein 

) werden. Wirtſchaftlich werden die bedrohlichſten Verhälte 
niſſe uns gegenübertreten, finanziell iſt die Lage Überaus ger 
ſpannt. Weithin im Volke will man aber den Ernſt der 
Lage nod nicht erſehen, Man will nicht glauben, .daß aucß 
beim badiſchen Volk, wie im großen deutſchen Reich, es jeht 
nicht Zeit iſt, kleinliche Parteikämpfe unter ſich auszutragen, 
daß es nicht möglich iſt, parteipolitiſchen Interxeſſon und Ideen 
mit Temperament nachzujagen, ſondern daß die Zeit, die 
Schwere der Tage, Eniſagung fordert bon jedem einzelten, 
Opferbereitſhaft von dem Einzelnen und Entſagung und 
Opferbereitſhaft von den Parteien, und daß nur helfen kann 
die Überzeugung, daß gemeinſames gutes Einvernehmen, gen 
genfeitige Verträglichkeit, Einſicht in Ste Lage und in die 
Schwierigkeit ber Verhältniſſe ung vorwärts bringen können, 
daß wir arbeiten. müſſen, arbeiten, wie ein. verarmtes Volk 
eben zu arbeiten gezwungen iſt, daß wir ſparen müſſen, daß , 
wir, zum. einfachen ‚eben durchaus. entſchloſſen. ſein..müſſen,. 
und daß für ungs nicht» Zeit-ift,-daran zu.-denken, daß etwa... 
all unſere Wünſche in wirtſchaftlichem, politiſchem und füs  
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gialem Geſchehen zur Erfüllung gebracht werden können. Wir 
müſſen auch zur Entſagung und zur Opferbereitſchaft uns, 
aufammenjchliegen, und wir müſſen uns gegenſeitig verſtehen, 
wir, die Parteien und, ih möchte ſagen, wir alle Rarteien, 
müßten fich verſtehen lernen, und müßten entj, Hloſſen fein, zu- 
ſammen zu ſiehen zu gemeinſamen Dienen für das Volk und 
für das Land. Und in dem Sinne, indem ich lediglich Pflicht 
erfüllen, nur zur Pflichterfüllung in abſol teſter Form mich 
aur Verfügung ftellen will meiner Partei, dia mir Vertrauen 
ſchenkt und Ihnen, die Sie mir durch die Wahl Ihr Vertrauen 
ebenfalls bekunden, in dem Sinn have ich die Worte ausge- 
ſprochen: In Gottes Namen Ja! 

IH. habe damit auch gleich die Pflicht, noch ein Wort au 
fagen für die Herren, die nach fünfvierteljähriger Arbeit auf 
Grund der verfaſſungsgemäß geordneten Verhältniſſe im 
Staatsminiſierium mitgearbeitet haben, und die heute nun 
von uns ſcheiben, die Herren Staatspräſident G eo iß, Miniſter 
des Ausw&rtigen Dietrich, die Staatsräte Dr. Haas, Dr. 
Engler und Wittemann. I< will es kurzweg jagen: 
Wir, die zurücbleiben in der Regterung, wir ſcheiden von 
ähnen als von guten Kameraden (Sehr richtig! links). Es 
ſcheint das vielleicht etwas viel geſagt, wenn man die Dinge 
nur oberflächlich betrachten möchte, viel geſagt, wenn Männer 
einer Koalitionsregierung ſo von fich reden und Ausſchei- 
dende der verſchiedenſten Parteien kurzweg Kameraden nen- 
nen. Und troßdem, ich muß fo fagen, und zwar deshalb, weil 
wir in großer Not und in großen Schwierigkeiten eben ſo zu» 
ſammengeſtanden ſind, in der Tat immer im guten Sinne 
und im guten Streben des kameradſchaftlihen Wollens, Es 
war immer ſo, wir find immer in der Not geſtanden, und 
wenn wir einmal glaubten, für eine Woche etwas Luft zu 
Haben, und wenn wir meinten, e8:würde eiwas heller werden 
in den geſamtpolitiſchen Verhältniſſen, ſehr raſch haben wir 
das Gewittergewölk wieder geſehen, und ſind wieder genötigt 
geweſen, enger aneinander herangutreien und zu engerem, 
freundſchajtlicßem, Xameradſchaftlihem, Tun uns :zufammen- 
zufinden. Wir ſind zuſammengeſtanden als Kameraden, | 
jeder vom Standpunkt ſeiner Partei aus, keiner hat ſich etwas 
vergeben, Die einen find Sozialdemokraten geweſen und 
fie find es in ihren Grundſäßen und Anſchauungen, in ihrem | 
Eireben und Wollen aud während der ganzen Zeit des Zus 
Aammenarbeitens geblieben, bie anderen waren Demokraten und 
find es geblieben, und wir von der Bentrumspartei, die mit 
ihnen in-ber Regierung gearbeitet haben, wir find geblieden, 
was wir waren und wie wir es auf Grund unſerer Grund- 
jähe bleiben wollen. Aber Kameraden find wir geweſen zu 
abjoluteſter Pflichterfüllung, und in dem Sinne geſtatte ich 
mir auszuſprechen: Wir, die wir zurückbleiben, wir ſcheiden 
mit Wehmut von den Burüdtretenden, Und hier möchte ich 
vor dem geſamten Hohen Hauſe zum Ausdrus bringen, daß 
wir mit hoher Dankbarkeit an die Mitarbeit der ſcheidenden 
Kollegen immerdar denken werden (Lebhafter Beifall), 

Miniſter des Innern Nemmeles " 7 

Für das mir entgegengebrachte Vertraiten Sanke iG viel» 
mals und erkläre mich zur Annahme der Wahl bereit Beifall). 

Hierauf wird im Einverſtändnis des Hauſes zur Wahl 
eines Staatsrats geſchritten, 1 

Die Wähl ſoll im allgemeinen Einverſtändnis durch Züruf 
erfolgen» ? Wat ER ; 

Auf Vorſchlag bes Mg. Dietetihild." Dem: By wird 
Abg. Schön (D. Dem. P.) einſtimmig zum Staat“ 
rat gewählte: u» a.   

Im Anſchluß an die Wahl erhält das Wort 

Abg. Shin (D. Dem. P.): 

I< danke für dos Vertrauen, Die Wahl nehme ih an. 
Zu Ziffer 1a der Tagesordnung: Zweite Bera« 

tung des Geſegentwurſs über die Abänderung ves Gebäudes 
verſiherungögefetes (Drucſ, 126 und 1262/82a) wird ſeitens 
des Berichterſtatters Abg. Strobel (Soz.) auf das Wort 
verzichtet. 

Die aligemeine Beratung wird eröffnet. 
Es meldet ſich niemand zum Wort. 
Die allgemeine Beratung wirs geſchloſſen. 
In der Ginzelberatung, in welcher der Pr 

dent Überſchrift und Einleitung ſowie Artikel 1 vis 5 des Geſehentwurfs aufruft, wird das Wort nicht begehrt, 
Die Eingelberatung wird geſchloſſen. 

Boi der hierauf erfolgten Abſjimmun 9 wird ber G2ſo 
entwurf einſtimmig angenommen, 

Zu Ziffer 1b der Tagesordnung: Zweite Mes 
ratung des Geſetzentwurfs über die Abänderung des Yes 
feyes vom 10. Oktober 1906 über vie Nechtöverhältniſſe ves 
Sanitätsperſonals (Dru>ſ, Nr, 129 und 1294) wird ſeitens 
des Berichterſtatters LAbg, Mager (D.-Natl. Bp.) auf das 
Wort verzichtet, 

Die allgemeins Berakung wirs eröffnet, 
Es meldet ſich niemand zum Wort, 

„Die allgymeine Beratung wird gefäloffen. 
' Inder Eingelberatung, in welcher der Präſibent 
Überſchrift und Einleitung, ſowie den einzigen Paragraph 
des Geſeßentwurfs aufruft, wird das Wort nicht begehrt. 

Die Ginzelberatung wird geſchloſſen, 1 
In der hierauf erfolgten Abſtimmung wird ber Gejeßent- 

wurf einſtimmig angenommen, 

Zu Ziffer 4 der Tagesordnung: Mündltger 
Berihtdes Ausſhuſjes für Rehtspflege und 
Verwaltung und Beratung über den-Geſeyent- 
wurf über die Abänderung ves Geſetzes vom 12. Mai 1896, 
bie Haltung der Zuchtfarren, Zuchteber und Zuchtböde betr, 
(Drudſ. Nr. 132 und 192a), erhält das Wort 

Berichterſtaätter Abg, Vierneiſer (Zentr.)z 
Die Anregung zu dem Goſehentwurf, über den ich Hier nds 

mens deg Ausſchuſſes zu berichten habe, hat ein Antrag ges 
geben, der vor einiger Zeit hier im Hauſe verhandelt worden 
iſt. Es iſt damals gewünſcht worden, daß dem Hohen Hauſe 
ein Geſehentwurf vorgelegt werde, der die Schafbo>haltung 
unter bie geſehliche Körung ſtellt. Der Geſetzentwurf ſelbſt 
enthält 2 Artikel, Im Artikel 1 des Gefepentwurfes ijt bös 
antragt, daß = 

1. bie Überſchrift zu Abteilung TV: des Gefehes über 
die Haltung von Zuchtfarren, Zuchtebern und Zuchtböden 
abgeändert werden ſoll dahingehend, daß die Überſchrift 
lauten foll: Ziegenbo>- und Shafbo>haltung der Gemein» 
den. ever Shut 

2: Dem 8 14 wird als dritter Abſaß beigefügt: „Dieſa 
Beſtimmungen finden auch auf die Shafbodfaltung der 
Gemeinden ſinngemäße Anwendung.“ . 
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Es wird damit die Schafhaltung und die Scaf- 
bodheltung unter Aufſiht der Regierung geſtellt, Es 
foll aber nicht daran gedacht werden, größeren Schafhaltereien 
die Schafbo>hältung abzunehmen; da ſoll es bleiben, wie es 
bisher geweſen iſt. Das Geſeß ſoll nur dann in Kraft treten, 
wenn in bäuerlichen Betrieben Schafe in größerer Anzahl 
sur Wollerzeugung eingeſtellt find und dieſe Tiere zur Zucht 
verwendet werden, wie die Begründung -zum Regierungsent- 
wurf das des näheren ausführt. 

In dem Artikel 2 wird beſtimmt, daß das Geſe mit ſeiner 
Verkündigung in Kraft treten ſoll. 

Ich habe namens des Ausſhuſſes zu dem Geſehentwurf zwei 
Anträge zu ſtellen, welche lautenz TE 

Der Landtag wolle beſchließen? , 
1. dem Gejeeniiwurf in der Faſſung der Regierungs- 

vorlage zuzuſtimmen mit der Anderung, daß die Über- 
ſchrift zu lauten hat wie oben angegeben, . 

2. von der Friſt des 8 49 der Verfaſſung abzuſehen. 

Die allgemeine Beratung wird eröffnet. 

Es meldet fich niemand zum Wort, 

Die allgemeine Beratung wird geſchloſſen. 

In der Einzelberatung, in welcher der Präſident 
Überſchrift und Einleitung, ſowie Artikel 1 und 2 des Ge- 
febentwurfs aufruft, wird das Wort nicht begehrt. 

Die Einzelberatung wird geſchloſſen. 

Das Schlußwort wird jeweils nicht begehrt. 

In der hierauf mit Zuſtimmung des Hauſes erfolgten ge» 
meinſamen Abſtimmung werden die Anträge des 
Ausſchuſſes nach nochmaliger Verleſung durch den Prä ſi- 
denten angenommen. 

Zu Ziffer bder Tagesordnung, Begründung und 

Sen, den Geſundheitözuſtand der Steinorbeiter des Main- 
und Taubertales betr. (Drudj. Nr. 118), erhält zur Begrün 
dung das Wort 

Abg. Henrich (Zentr.): 

Sc werde dem Wunſche Rechnung tragen und mich ſehr 
kurz faſſen, da Herr Miniſterialdirektor Dr. Fuchs den 
Wunſch geäußert hat, in einer Stunde nach Berlin zu fahren, 
und ich möchte ihm die Fahrt nicht durch eine lange Rede 
verhindern, Ich werde alſo nur das Allernotwendigſte 
ſagen. 

Es iſt bekannt, daß der Steinarbeiterberuf einer 
der geſundheitſchädlichſten iſt und daß die ſogen. Berufs» ! 
krankheit der Steinarbeiter nicht nur im Stein 
bruchgebiet des Main» und Taubertals vorhanden iſt, ſon- 
ern. daß dieſe erſchre>ende Krankheit im ganzen Stein» 
hauerberufe de8 deutſhen Vaterlandes mehr oder we» 
niger ihr Unweſen treibt. Die Statiſtiken der Bes ı 
ruf8genoſſenſchaften beweiſen das, Die Lebensdauer » der 
Steinbrucharbeiter iſt im allgemeinen keine lange. Wenn 
ich die Arbeiter der <emiſchen Induſtrie ausſcheide, ſo 
ſtehen fie in ®.ven unter allen anderen Berufskate« 
gorien der Arbeiterſchaft. Durch unſere Förmliche Am 
frage wollen wir den Sieinbruchsarbeitern auch nicht ihre 
Arbeitsgelegenheit nehmen. Wir wiſſen recht wohl, daß in 
jener Gegend für dieſe Leute in der Gegenwart keine ans 
dere Berufsmöglichkeit beſteht. > Die Induſtrie iſt im 
Taubertal außerordentlich gering und das bißchen JIn- 
duſtrie in Wertheim und Lauda liegt zu weit ab, ſo daß   

die Leute nad wie vor in den Skeifibrüchen ihre Arbeitögelegen- 
heit haben müſſen. Was wir wollen, ift, daß dieſer ſchre>lichen 
Berufskrankheit ſoweit als möglich Einhalt geboten wird und 
auf dieſe Weiſe die Lebensdauer der Steinbrucharbeitex ver- 
längert werde. „Die Steinbrucarbeiter-Berufskrankheit hauſt 
Hauptfächlich in 4 Ortſchaften: Niklashauſen, Dietenhan, Kem- 
bach, Wüſtenzell und Neubrunn. Das find die Haupt- 
orte des Taubertals, wo die Berufskrankheit in er- 
fehre>endem Maße um fich greift, wo ſie manches 
blühende junge Menſchenleben dahinrafft. Um die 
Gefährlichkeit dieſer Berufskrankheit zu beweiſen, wird 

| es genügen, wenn ich ſage, daß in den lezten 20 Jahren in 
Kembach allein 28 Steinbrucharbeiter der Lungenkrankheit 
er"egen find und zwar in folgenden Lebensaltern: zwei mit 
23, einer mit 31, zwei mit 36, einer mit 37, einer 
mit 89, vier mit 40 Jahren, zwei mit 42, vier mit 43 
Jahren uſw. Über 50 Jahre iſt in dieſen Orten nur ein 
Steinarbeiter alt geworden, der ſeinen Beruf noch ausgeübt 
hat. Die Durchſchnittslebensdauer der dortigen Steinarbeiter 
beträgt zwiſchen 23 und 41 Jahren. Seit 1914 ſtarben in dem- 
felben Dorf 9 Steinarbeiter an dieſer Berufskrankheit; innex- 
halb der Krieasjahre und jeht, ‚mach dem Kriege, währen) 
anderthalb Jahren, ſind 9 Menſchenleben im blüßhendſten 
Alter von 21--87 Jahren geſtorben. In Niklashauſen 
ſind ſeit 1906 18 Steinarbeiter dieſer Berufskrankheit erlegen, 

| einer mit 22, einer mit 82, drei mit 38, zwei mit 40 und einer 
mit 41 Jahren. Auch hier ſehen Sie wieder, daß das 50. Le: 
bensjahr nicht erreicht worden iſt. 

Wir müſſen un3 nun fragen, welche Maßnahme iſt nun zu 
treffen, die nicht ſchädigend wirkt, indem fie die Arbeits8- 
gelegenheit vernichtet, und was iſt mun zu tun, um dieſer Be- 
1ufsfkrankheit entgegenzutreten? Vor allen Dingen wäre eines 
fehr leicht möglich und unbedingt notwendig, daß dort eine vers, 
nünftige Verieſelung dieſer Steinbrüche vorgenommen 

| wird. BiSher =- ich habe mir die Brüche angeſehen --- iſt 
Beantwortung ver Förmlicyen Anfrage ver Abgg, Heurich und j das nicht der Fall.“ Es iſt nicht einmal Waſfergelegenhett da, "> 

um überhaupt den Durſt ſtillen zu können, der in dieſen 
Steinbrüchen durch die gewaltige "Staubentwiklung hervor- 
gerufen wird, Bei einer Berieſelung, wie fie im Kohlenberg» 
ban von Zeit zu Zeit vorgenommen wird, würde die 
Staubentwidelung nicht in dem Maße vor ſich gehen, wie 
es heute in den Steinbrüchen der Fall iſt. Es müßte 
auch möglich jein, durch eine Preisausfcreibung bequeme 
Staubſauger zu bekommen, die techniſch wie geſund 
heitlich brauchbar find. Im Kriege haben wir alles Mög- 
liche geſchaffen, Was find im Kriege alles für techniſche Er- 
zungenſchafien auf dieſem Gebiete vor ſich gegangen! Dort 
hat man nicht nach einer Million gefragt, nicht nach zwei und 
drei, um hier die Techniker arbeiten zu laſſen.“ Hier, wo die 
Menſchen im blühendſten Menſchenalter dahinſinken, jeht in der 
Friedenözeit, ſollte es möglih jein, duch Preisausfchreis 
bung auf dieſem Gebiete einen Staubauffauger zu finden, 
den bie Leute bei der Arbeit ungehindert tragen können. » 

E3 wird mancher im Hauſe jagen: Ja, der Steinftaub iſt 
allgemein, nicht nur dahinten im Zauberial, denn jede Stein- 
hauerarbeit entiidelt Staub. Aber das iſt verſchieden zu 
betrachten. Ez gibt verſchiedene Steinmaſſen, und gerade 

| hier oben im Taubertal und Maintal haben die Steinmaſſen 
einen gewältigen Schwefelgehalt und dieſer Schwefelgehalt 
iſt es, ber den Steinarbeitern die Lungenkrankheit aufe 
öwingt. Dieſe Krankheiten dauern nicht allzu lange — ein bis vier Jahre im Höchſtfalle, felten darüber hinaus. Ich 
könnte Ihnen“ das hier beweiſen; wer Intereſſe daran" hat, 
kann die Statiſtiken einſehen, die ich aufgenommen habe. 
Die Leute ſind 3, 4 Jahre im Höchſtfalle krank, dann. die  
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»" Lünge aufgezehrt.durch die furc<hibare Schärfe des Shwefels. 
Auch die - Steinhauerbuden; wo die Steine verarbeitet 
werden, müſſen anders eingerichtet werben.. Die Buden find 
fo niedrig, daß von ſelbſt ſich der Staub nicht entfernen kann. 
Dort müßten große. Hallen von mehreren Metern Höhe er 

» richtet werden, mit Ventilation, die den Windyru> in dieſe 
Hallen. hineinbringen würde, damit der Staub fi . nicht 

aufhält, ſondern entfernen würde, was nit, allzu 
-3 biele Koſten verurſachen würde, Die Regierung würde ſich da 

. ein großes Verdienſt erwerben, wenn ſie auf dizſe Weiſe die 
Staubentwidlung möglichſt ſchnell auf der Arbeitsſtelle be- 
feitigt. 

+ „&3 wird für Sie yon Intereſſe ſein, wenn ih Ihnen ein 
=. Gutachten. verleſe, ih glaube, das mit Zuſtimmung des 
;„Hexrn Präſidenten tun zu dürfen, welches mir ein 

Ürzt von der dortigen Gegend zuſandte. Er ſchreibt: 

Neubrunn, den 28. Juni 1920. 

Arztliche3 Zeugnis. 

Prof. Dr. Mering ſagt in ſeinem Lehrbuch über innere 
Krankheiten: „Schlieglih geben die Staubinhalationd« 
krankheiten häufig die Eingangspforte für eine Infektion 
mit Tuberkuloſe ab. Dies gilt weniger von den 

+*Kohlenarbeitern, in hohem Grade dagegen von den 
“ Steiwhauern uſw. Von dieſen geht ein« großer 
Mrogentjaß bereits in frühen Jahren an Lungentuber- 

ılofe zugrunde.“ . 
. "Dieſe Anſicht Merings habe ich in meiner -10 Jahre 

Jangen Praxis in Neubrunn bisher beſtätigt gefunden. 
«Bon hohem Intereſſe iſt hierbei, daß in hieſiger. Gegend 
„ng ‚ber „Rotſandſtein dieſe. jhäblihe Wirkung ‚auf ‚die 
„yLuange außübtz: weit,weniger dogegen.der Muſchelkalk. 

In meinem. Praxisbezirk kommen Rotſandſteinarbei» 
‘ter vor in Neubrunn, Wüſtenzell, Kembach, Dietenhan, 

Haspaufen und Böttigheim; und in all, dieſen . Orten 
iſt die Sungentuberhufofe, direkt familiär, aber ih 
„bemerke ausyrülich, daß dieſes nur in Steinhauerfami« 
lien der Fall iſt, nicht bei der Landwirtſchaft treibenden 
Bevölkerung. In Neubrunn ſtarben in den 10 Jahren 
meines Hierjeins 8 Perſonen an Tuberkuloje; 2 ſind noch 
in Behandlung. y 

In Wüftenzell von mir behandelt 4. 
. In. Kembach 10; einer iſt in Behandlung. 
„In Dietenhan 4. Dg 
„In Niklashauſen 3; 2 find in Behandlung, Da Nikla3« 
Hauſen bis. Frühjahr 1920 von Wertheimer. Kaſſenärzien 
verſorgt wurde, hatte ich von Verſicherten (und die Stein- 

. Hauer find. alle verſichert) niemand in Behandlung, 

"u. In Böttigheim 9; einer noch ix Behandlung: - | 
AU -dieſe Fäde waren und find Arbeiter im Rotſand- 

„Aeinbruch. ar 
+, In ber gleichen Zeit von 10. Jahren verlor. ich in den» 
felben Orten nur 8 Perſonen an Tuberkuloſe, die nicht 
im - Steinbruch arbeiteten. . Intereſſant. it dagegen. die 
Tatſache, daß ich in, demſelben Zeitraum - aus, dem 700 

„His 800 „Einwohner zählenden Orte -Ger<öheim keinen 
"Fall Tuberkuloſe hatte, obſchon dort ziemlich / viel 

. Leute .in den Muſchelkalkiteinbrüchen von Kirchheim und 

Bleimſyberfel REDET. nal 3 
Intereſſant iſt weiter die Tatſache, daß von den 11 Fir 

„„bextuloſefällen aus Kembach. kein, einziger dex landwirt- 
en N jenälfer: 3 „vielmehr. alle Arbeiter 10 

"8545 Johren flat   N. ; 
ee ie und alle im Alter zwiſchen | 

Aus der kleinen Statiſtik -geht-hörvor, daß die Arbeiter 
in den Rotſandſteinwerken hiefiger Gegend über kurz 
oder lang fajt ohne Aus8nahme.an Lungentuber» 
kuloſe erkranken und daran-zugrunde gehen. 

Dr. Keweloh, 

SH möchte die, Regierung dringend bitten, eritens Be» 
rieſelung vornehmen zu laſſen und dafür die nötie 
gen Einrichtungen zu ſchaffen, damit das möglich 
iſt, Zweitens Waſſer zu beſchaffen, daß die Leute ſich 
dort Tee und jonjtige Getränke gubereiten können, 
die fie ab und zu einnehmen, um dieſen Staub 'ab- 
ſpüſen zu können. Drittens durch Preisausſchreibun» 
gen anzuregen, Staubſauger modernſter Art, die aud die 
Leute bei der Staubentiwidfung anlegen können, au beſchaf- 
fen. Es ſind Tage vorhanden, wo die Staubentwidiung nicht 
ſo ſchlimm iſt; aber meiſtenteils bei einer gedrückten Temperatur 

iſt es nicht möglich, daß der ſchwere Staub, der mit Schwefel ge- 
miſcht iſt, ſich in die Höhe arbeitet, ſondern er bleibt in Manns, 
höhe liegen, Er kann nur beſeitigt werden durch Ventilation 
und Berieſelung und kann weiter eingeſchränkt werden, in« 
dem man die Steinhauerhütten höher macht, damit der Staub 
die Möglichkeit hat, ſich nach oben zu entfernen, Das 
find Kleinigkeiten, die von der Regierung veranlaßt werden 
können, und ſie würden feinesivegs große Koſten verurſachen. 

Weiter müßte man ſich ſagen, wenn dieſe Krankheit weiter 
um ſich greift — aber für den heutigen Tag ift es nicht an» 
gezeigt, dieſe Betrachtung anzuſtellen ==, dann müßte" in 
Zukunft die Regierung ernſthaft in die Erwägung eintreten, 
ob nicht eine andere Verufsart für die dortigen Arbeiter 
geſchaffen werden könnte. Meinem Dafürhalten nach ſollten 
dieſe Steinbrüche ſtillgelegt werden, wenn ſie eine ſolche Ver- 
wüſtung an Menſchenleben herbeiführen. Momentan mödte 
ich dem aber nicht das Wort reden, aber in Zukunft muß die 
Regierung daran denken, neue Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen 
— Waſſerkraft iſt vorhanden = und es könnte leicht 
eine Junduſtrie geſchaffen werden, die Grfak. für die 
gerſeßende und tödlihe Arbeit den Arbeitern - bieten 
würde. Ih meine, es iſt der Mühe wert, daß die 
Regierung hier Erhebungen anſtellt, und fich. die 
Sache angelegen ſein läßt, Es kommen Menſchenleben in 
Betracht, und wenn man die Hunderte von Kindern der 4 Ort- 
ſchaften hinzuzieht, die vaterlos find, iſt die Frage fo wichtig, 
Haß ernſthafte Erwägungen der Regierung nötig ſind. 

Zur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſterialdirekior Dr, Bu < 82 

Die Verhältniſſe in der Steininduſtrie waren von jeher 
außerordentlich betrübfich und, wenn man in die Steinhauer» 
gemeinde kam, namentlich im M3intal 3. B. nach Freuden 
berg, ſo war es ein Schmerz für jeden, der ein Freund des 
Volkes iſt, zu ſehen, in wie jungen Jahren die Steinhauer 
ſtarben, In der Regel erreichten fie kaum mehr als 49 Le- 
bensjahre; das Durchſchnittsalter beirug — früher wenigſtens 
= kaum mehr als 35, und die große Zahl Witwen und Waiſen 
in' dieſen Dörfern war erſchre>end. 

Dies hat, wie ſchon früher, der Neichsregierung Veranlaſſung 
gegeben, mit dieſem Gegenſtand ſich zu beſchäftigen. Als Nieder- 
ſchlag der Unterſuchungen über die Abhilfe des Notſtandeg 
haben wir eine Verordnung. über die Einrichtung und :den 
Betrieb der Steinhauereien vom 31. Mai 1909, Dieſe Ver- 

„ordnung hat einmal die Arbeitözeit. aller Sandſteinhauer era 
. hehlich reduziert — auf 8 Stunden ſchon in früheren Jahren 
_ hat dafür. geſorat, daß überall Waſſer bereit ſein ſoll, die 
Arbeitzbuden ſollten luftig ſein, die Arbeitspläße mußlen: ber 
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ſprengt werben, + ebenſo»/die Werkjtiide, ſodaß möglichſt kein 

Sandſteinſtaub entſtehen kounte. 
Die Anfrage hat uns nun veranlaßt, eine Unterfuchung 

„darüber anzuſtellen; 'ob'"eiwa in den lezten Jahren eine Zu- 
nahme der Tuberkuloſe unter den Steinhauern feſtzuſtellen 
iſt. Wir haben die Bezirköärzte, die Begirksämter und die 
Gewerbeauffichtäbeamten veranlaßt, ſich darüber zu äußern. 
Das Ergebnis dieſer Unterſuchungen iſt kurg folgendes: 
Vom Bezirköamt Wertheim berichiet der dortige Be- | 

zirkgarzt, daß zurzeit 80 Perſonen an Tuberkuloſe in Behand- 
lung ſeien, darunter 6 Steinarbeiter. Am deutlichſten ergibt 
fich, wie die Geſundheitsverhältniſſe fich geändert haben, aus 
einer Aufſtellung der Sterbefälle für die Jahrgänge 1912—14 
auf der anderen Seite der Jahrgänge 1917--19. Dabei ergibt 
fih: In dem erſten Zeitraum von 3 Jahren ſind im ganzen 
in dem Bezirk Wertheim Tuberkuloſefälle zu verzeichnen: 
Sterbefälle 89, im lehtvergangenen Zeitraum 98, alſo eine | 
Zunahme von 7, Bei den Steinarbeitern ſelbſt cin umgekehr 
tes Bild, eine Abnahme. Steinarbeiter ſtarben an Tuber- 
Zulofe 29 im früheren Zeitraum 1912-14 und im Zeitraum 
1917--19 nur 24. Unter den 29 vom erſten Zeitraum waren 
13 unter 14 Jahren und im leiten Zeitraum unter den 24 8, | 
alfo ein Drittel. Man ſieht alſo, daß die Tuberkuloſeſterblich- 
keit im allgemeinen im Bezirk Wertheim zugenommen hat, 
während die Tuberkuloſeſterblichkeit bei den Steinhauern zur 
rüdgegangen iſt, Selbſtverſtändlich kann man daraus noch 
keine unbedingten SHlüſſe ziehen, weil vermutlich auch im 
Steinhauergewerbe jeht viel weniger Leute beſchäftigt ſind. 

Aus dem Bezirk Taubsrbiſchofsheim wird. berichtet, 
daß die Sterbefälle der ganzen Bevölkerung an Tuberkuloſe 
in den Jahren 1910--1914 im ganzen 156 Fälle betrugen, und 
im Jahre 1916-1919, alſo auch wieder vier Jahre, nur 188 
Fälle, ſomit ein Meiner Nügang“ Lediglich in der Gemeinde 

Grünsfeld hat eine Zunahme ſtattgefunden, und dieſe iſt wahr- 
ſcheinlich zurückzuführen auf die erhöhte Beſchäftigung in dem 

dortigen Muſchelkalkſteinbetrieb, eben auf eine erhöhte Bes 
ſchäftigung im Gteinhauergeiverbe. 

Im Bezirk Buchen liegen die Verhältniſſe ähnlich, Dort 
hat nach. dem Kriege bie Tätigkeit in den Steinbruchbetrieben 
in den Gemeinden Walldürn, Hardheim, Höpfingen und Sche 
ringen infolge Mangels von mit Kohle hergeſtellten Bauſtoffen 
erhöht eingeſeht; im Wugenblid iſt die Tätigkeit in den Stein- 
hauerbetrieben wie überall zurückgegangen. Allgemein Til 
fich beobachten, daß die Sandſteinhauerei im Maingebiet und 
Taubergebiet ſehr zurüdgegangen ijt infolge einer Änderung 
des Geſchma>s in der Architektur; dagegen hat im allgemeinen 
zugenommen der Muſchelkalkbetricb. Und nun läßt fich weiter 
— und das iſt vielleicht erfreulich — nachweiſen, daß in dieſen 
Muſchelkalkbetrieben weniger Tuberkuloſeerkrankungen vorkom 
men. Dieſer Muſchelkalkſtaub ſcheint offenbar in geringerem 
Maße die Lunge anzugreifen, weniger geſundheitsſchädlich zu 
fein als der Sandſtanb, Außerdem aber iſt die Bevölkerung 
oder find die Arbeiter, die in dieſen Muſchelkalkbetrieben be- 
ſchäftigt ſind, noch mit der Landwirtſchaft mehr. verwachſen, | 
fie kommen Hinaus zur Landwirtſchaft, die fie daneben nod 
betreiben. Sie haben alſo noch einen gewiſſen Fonds von 
Schubftoffen gegen die verderbliche Krankheit und können von 
Zeit au Zeit dieſe Schädlinge durd; die landwirtſchaftliche 
Arbeit wieder beſeitigen. 

E8 haben die Gewerbeaufſficht8beamten feſtgeſtellt, daß im 
großen Ganzen die Vorſchriften der Verordnung vom Jahre 
1909 beachtet werden. Allerdings iſt es eine gewiſſe Schwie- 

rigakeit, das Waſſer überall beizubringen, was auch der Herr   

Abg. Heurich vorhin erwähnt hat. Sonſt könnten ja tn der 
Tat eigentlich die Leute ihren Durſt beſſer mit Waſſer als 
mit alkoholiſchen Getränken ſtillen. Man könnte auch einen 
Teihten Tee zubereiten. Ebenſo ſollten Trinkgeſchirre bereit 
geſtellt werden, und es wird ſtrenge dafür geſorgt werden, daß 
es da,'wo es etwa no<H nicht der Fall iſt, in Zukunft auf alle 
Fälle geſchieht. E38 find überhaupt die Gewerbeaufſicht3beamten 
angewiejen worden, mit Strenge die Durchführung der Ver« 

ordnung zu überwachen. Dann wird ſchon ein Teil der Miß«- 

jtände, die von dem Herrn Abg. Heuri erwähnt worden 
ſind, 'boſeitigt werden, 

Die Staubabſaugung iſt big jeht in dieſen kleinen 
Betriieben wohl noch kaum durchgeführt und begegnet gewiſſen 

Schwierigkeiten, vor allem finanziellen Schwierigkeiten, fie’ in 
der gegenwärtigen Zeit einzurichten. Wir werden aber mit den 

Gewerbeaufſichtsbeamten im Benehmen mit den Bezirksärzten 

und Perufsgenoffenfhaften eingehend prüfen, was geſchehen 
iſt und noc<h geſchehen kann, um dieſer bedenklichen, gefähr« 
lichen Krankheit, der Tuberkuloſe, entgegenzutreten. 

Zunächſt beabſichtige? wir, bei der Reichregierung zu bean« 
tragen, daß ſie die Beſtimmungen der Verordnung vom Jahre 
1909 auch auf die Muſchelkalkbetriebe ausdehnt. Außerdem aber 
wollen wir, wie es in lezter Zeit ſhon geſchehen iſt, alle jene 
Beſtrebungen fördern, die darauf hinausgehen, den Stein» 
arbeitern mehr landwirtſchaftliches Gelände zuzuweiſen, damit 
fie die Möglichkeit haben, auch durch die Landwirtſchaft einen 
Teil ihres Brotes zu verdienen, damit fie nicht jahraus, jahre 

ein in dem gefährlihen Verufe tätig ſein müſſen. Die 
Erfahrung hat gezeigt, daß eine ſolch öftere und größere Un« 
terbrejung in dem gefährlichen Berufe am allerſicherſten bes 
wirkt, daß fie von dieſer gefährlihen Krankheit der 'Tuber« 
Iulofe verſchont bleiben. Wir hoffen, daß die Verabſchiedung 
de3 Ausführungsgeſehes zum Reichöfiedelungsgeſeß uns in die 

/ Lage verfeit, in größerem Umfange wie bisher den Steine 
arbeitern Land zuzuteilen (Beifall). --“ ad a 

Eine Beſprechung ber Förmlichen Anfrage wird nicht ver- 

Das SſHlußwort erhält 

Abg. He urich (Bentr.)s 

Ih möchte mar kurz feſtſtellen, was zwiſchen meinen Dar» 
legungen und den Erhebungen des Herrn Miniſterialdirekiors 
Fuch3 nicht ſtimmt. Im übrigen bin ich vollſtändig befriedigt 
von der Antwort und danke der Regierung dafür, daß ſie hier 
erfſärt Hat, alles zu tun, was im Intereſſe der Steinarbeiter 
Überhaupt möglich iſt, Über die Lungenkrankheiten und dis 
verderbliche Krankheit, die daraus entſteht, kann man verſchie» 
dene Schlüſſe ziehen, Es ſcheint mir, daß die Lungenentzün- 
dungen, die dort oft vorkommen, und die Todesfälle, die aus 
ihr entſtanden ſind, bei den vorhin genannten Zahlen nicht eins 
gerechnet ſind; aber die Lungenentzündung iſt hier eine galope 
Hierende Schwindſucht, die meiſt von den Ärzten als Berufs, 
Fratikheit nicht 'gewertet wird. Rechnen Sie dieſe Fälle hinzu, 
dann hat ſich die Zahl der Sterbefälle nicht verringert, ſondern 
vermehrt, und gerade 1918 ſind mehr Fälle vorgekommen wie 
bor dem Kriege (Zuruf von ſozialdemokratiſcher Seite: Nein, 
Sie ſind übergetreten in andere Berufe!). Ja, auch das trifft 
au. 

Nun, ich bin mit der Antwort, wie fie uns gegeben wurde, 
zufrieden und auch die Steinhauer werden zufrieden ſein. 
Jeßt muß natürlich von der Regierung auch die Tat erfolgen, 
nicht mir die papierene Verordnung. N  
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Bericht des Haushaltkausjhujjes und Bern 
tung über den I. Nachtrag zum Staatsvoranſchlag für 
4920 erhält das Wort 

Berichterſtattzr Abg. Dr. Glo>nex (D, Dem. BJ: 

Da der Vorſikende des Haushaltsausſchuſſes duch Rü>- 
ficht auf ſeine Geſundheit behindert war, die Beratungen 
über den I. Nächtrag zum Staatsvoranſchlag für 1920 ſelber 
au leiten, iſt mir als jtellvertretendem Vorſikenden dieſe 

Aufgabe zugefallen. Deshalb obliegt es mir auch, Ihnen hier 
im allgemeinen über den Gang der Verhandlungen bei der 
Beratung dieſes Nachtrages im Haushaltsausſchuß Vortrag 
au erſtatten, 

Nach der Zuſammenſtellung, die Sie am Schluſſe des 
Budgetnachtrags finden, ſchließt dieſer im ordentlichen Etat 

ab mit einer Mehrausgabe von 218,6 Mitlionen, im außer- 

ordentlichen. Etat mit einer jolhen von 11,4 Millionen M, 
Dieſen Summen ſtehen im ordentlichen Etat Einnahmen von 
96,7 Millionen M. und im außerorbentlihen Etat ſolche von 
9,1 Millionen M, gegenüber. Es ergibt ſich hieraus im ordent- 

lichen Etat eine Mehraus8gabe von 118,8 Millionen M. und 
im außerorbentlien Stat eine ſölhe von 2,3 Millionen M,, 
öuſammen alſo eine Mehrausgabe von rund 119 Millionen M, 

Dazu tritt noch der bereits angekündigte ſachliche Mehrauf- 
wand, der nach den Ferien im 11, Budgetnachtrag kommen 
foll, Die Ankündigung dieſes größeren II. Nadjtrags 
ließ dem Saushalt3ausſchuß eine beſonders ſorgfältige Prü- 
fung de3 vorliegenden Nachtrags als unerläßlich erſcheinen. 

In 21 im Verlaufe ber lehten 2 Wochen abgehaltenen 
ESikhzungen hat ſich der Haushaltsausſchuß der Prüfung dieſes 
Nachtrags unterzogen. Leider hat er aber bei dieſen Beratuns 
gen nicht das nötige finanzielle Ergebnis zu erzielen ver» 
modt, Um das gleich vorweggunehmen, find die Geſamt- 
abſtriche, die der Haushalt3ausſchuß an dem I. Budgetnach« 
trag vorgenommen hat und Ihnen vorſchlägt, nur auf rund 
8 Millionen — genau auf 2959 000 M,, mit dem Murgwerk 
auf 2969 000 M. — zu veranſchlagen. Der Grund des Mehr- 
aufwandes muß alfo in ber Hauptſache im Beſoldungsgeſelz und 
ber Beſoldung8ordnung ſelbſt geſucht werden; er kann nicht 
in der Art der Einſtufung und nicht in der Stellenumwand- 
Iung gefunden werden, worauf ſich die Prüfung des Hauß- 
Haltsausſhuſſes neben den Anforderungen neuer Stellen be- 
ſchränfen mußte, & 
Nah der Anlage F der Begründung zum Beſokdungsgeſeß 

war ber Mehraufivand, der durch dieſes Gejeh entſteht, für 
die planmäßigen Beamten auf 834 Millionen D., für 
die außerplanmäßigen auf 15,9 Millionen M., zuſammen auf 
99,3 Millionen M. veranlagt Dazu kommen Satın ad; 

- die Mehraufwendungen für Ruhegehälte und Hinterbliebe- 
nenverforgung für das Jahr 1920 mit einein Betrag von 1,4 
Millionen M,, fo daß ſich ſchließlich ein Geſamtmehraufwand 
von 100,7 Millionen M, ergab, 

Bis aum 1, April 1920 Hatte ſich ber Geſamtaufwand 
für Gehalt und Wohnungsgeld der etatmäßigen Be- 
amten auf 38,4 Millionen M, belaufenz zuſammen mit dem 
Kinderzuſchlag, welcher rund 4,4 Millionen M. betrug, und 
ben Teuerungs8bezügen, welche rund 83 Millionen M. aus» 
madten, hatte er fich auf 125,7 Millionen M. belaufen, 

Für nichtetatmäßige Beamte war in dieſem Zeitraum 
an Vergütungen ein Aufwand von 10,5 Millionen, an Teue» 
zungsbezügen einſchließlich der Kinderzulagen ein ſolcher von 
38,4 Millionen, insgeſamt alſo ein Aufwand von 48,9 „Mil» 

tionen M. erwachſen,   

Bis zum 1. April 1920 befreite Beitrach ber Geſattikaufwanß 
für die aftiven Beamten rund 174,6 Millionen MN. 
Vom. April ab ſollte fſihnahderAnlageF zum 

Beſoldungsgeſeß der Aufwand für die planmäßr« 
gen Beamten an Grundgehalt, Ortszuſchlag, Kinderzuſchlag 
und Tetterungsbezügen auf 209,1 Millionen M, diz Bergü- 
tung der außerplanmäßigen Beamten an Gehalts» 
bezügern und Ortözuſchlag auf" 42 Millionen, an Teuerungde 
bezügen nebſt Kinderzuſchlag auf 22,8 Millionen, sufammen 
alſo auf 648 Millionen M, belaufen, 
Im ganzen war alſo voin 1. April 1920 ab mit einem Auf- 

wand von 209,1 Millionen M, für planmäßige plus 64,8 
Millionen M. für außerplanmäßige Beamte oder insgeſamt 
von 273,9 Millionen M. zu rechnen: Gegenüber dem Aufwand 
für etatmäßige und nichtetatmäßige Beamte bis zum 1. April 
1920 alſo mit einem Mehr von 99,3 Millionen M. 
Gegenüber dieſer in der Begründung zum Vefoldungs« 

geſeh enthaltenen Schäßung beläuft fich aber nad dem 1, 
Nachtrag der Wefolbungsbedarf für plan 
mäßige Beamte im gangen auf 281,4 Millionen M. Gegen» 
über der in der Begründung zum VBeſoldungsgeſeh enthaltes 
nen, auf 209 Millionen M. bezifferten Shäkung weiſt er alſo 
ein Mehr von 52,8 Millionen und gegenüber dem ſeitherigen 
Bedarf im ganzen ein Mehr von 185,8 Millionen M, auf 
Dazu kommen für Ruhegehalte 16109085 M., für Ver« 
Torgungegehalte 18017 525 M, und für die außerplanmäßie 
gen Beamten, falls die Angabe zugrunde gelegt wird, welche 
der Herr Finanzaminiſter im Haushaltsausſchuß machte, 
66,4 Millionen DM, fo daß ſich alſo indgeſamt ein Beamten- 
aufwand von 346,9 Millionen M, ergibt, 

Dieſen Ausgaben ſteht in dem borliegenben I. Budgeb- 
nachtrag an Ginnahmen folgendes gegenüber: 
Aus direkten Steuern 2792 Mill. M, 
aus inditekten Steuern 12,3 Mill. M, 
en Polizeigefällen 42 Ml. M 
verſchiedene Einnahmen 4,8 Mill. M, 
erwirtſchaftete Zinſen der Amortiſationskaſſe 4,3 Mill. M, Wimmer, 
aufammen alſo 17117 8013 Mil. M 
Dazu kommen bann weitere Ginnahmen aus Juſtizgefägen 

nach dieſem I. Nachtrag in Höhe von 15,9 Millionen M,, und 
‚ ber Erfah, de3 Reichs für %, der Koſten der Sicherheitspoliget 
mit 9,1 Millionen M, Im Hauptvoranſchlag waren ſchon tn 
Einnahme geſtellt 13,6 Millionen M, 
Das ergibt zuſammen eine Einnahme von 340,2 Millionen 

Mark gegenüber einer Ausgabe von 346,9 Millionen M. 
Nach dem Hauptvoranſchlag für 1920 ergab fich insgefamt 

eine Ausgabenſummte. von 286,6 Millionen M., der Einnahmen 
in Höhe von 363,6 Millionen M, gegenüberftanden, fo daß ſich 
eine Mehreinnahme von 128 Millionen M. ergab, Wie 
der Herr Finanzminiſter im Haushalt8ausſchuß mite 
teilte, belaufen ſich aber nach den Anträgen der Miniſterien 
su dem ſchon erwähnten, noch audſtehenden, II, Budgetnache 
trag die Geſamtau8gaben für das Jahr 1920 auf 684,8 Mil» 
lionen M.; ihnen ſtehen Einnahmen in Höhe von 578 Millio» 
nen M. gegenüber, Es ergibt ſich fomit eine Mehrausgabe 
von 110,9 Millionen M, und gegenüber dem Hauptvoranſchlag, 
der mit einer Mehreinnahme von 128 Millionen abſchloß, eina 
Berſchlehterung um 238,9 Millionen M. 

Für die 110 Millionen, mit denen nach der vorläufigen Zua 
ſammenſtellung der ſachlihen Ausgaben das Jahr 1920 abs 
ſchließen würde, fehlt bie Dedung. Es iſt alfo vorerſt mit 
einem ungededten Aus8gabenüberſchuß von 110 Millionen M. 
au rechnen. Dieſer Tatſache gegenüber mußten natürlich die 

’ 
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Finanzverwaltung und ber Haushaltsausſchuß auf eine Ver- 
minderung der Ausgaben und womöglich auch auf eine Er- 
Höhung der Einnahmen bedacht fein. 

Was die Verminderung der Ausgaben angeht, 
Hat ber Herr Finanzminiſter im Ausſicht geſtellt, daß 
an den bon den Miniſterien zum I. Budgelna<htrag angemel- 
deten Anforderungen bis zum Spätjahr eine Prüfung bor« 
genommen werden jod inwiefern eine Minderung der Aus« 

gaben möglich ſei, und der Ausgabenüberſchuß ber ungebed- 
ten 110 Millionen reduziert werben könne, Es werde da 
im Betracht kommen: Zutüdjtellung einzelner Neubauten, 
Erſparniſſe am Bauunterhaltungsaufwand, Verminderung des | 
Aufwands für außerplanmäßige Beamte. Eine ſolche Ver- 
minderung werde insbeſondere erſtrebt werden müſſen durch 
die Rück?ehr zur geteilten Arbeitszeit, durch die Wiederein- 
führung der 48-Arbeitsftunden-Woche, ferner dur< eine 
ſtrengere Beurteilung der Frage der Nebengehalte, auch durch | 
ſonſtige Erſparniſſe, unter denen die zweijährige Budget- 
periode, die Reduktion der Zahl der Abgeordneten diefes 
Hauſes erwähnt wurde. Bis dieſer IT, Nachtrag, der uns 
nah den Ferien vorgelegt werden foll, im Landtag verab- 
ſchiedet werden kann, leben wir ohne Finanzgeſes. Es iſt 
lediglich dureh ein Geſeß vom 28, März 1920 die Forterhebung 
der Steuern bis mit September 1920 zuläſſig erklärt und 
ſo bis dahin für den Gingang der Staatsgeinnahmen geſorgt. 
Im übrigen hat dieſes Gefeh vom 26. März 1920 nur das 
Futanggeſetz für 1919 für den Reſt dex Budgetperiode 1918/19 
Fis zum 31, März 1920 ergänzt, und auch das Notfinanzgeſeh, 
Has heute dem Haus zugegangen iſt, wird einen Bilang- 
abſchluß, einen Abſchluß unſerer Finanzgebarung fir das 
Jahr 1920 nicht bringen können, weil eben dieſer IT. Budget- 
nachtrag noch ausſteht. ä 

Wenn wir nun die Ausgabenminderung ins Auge faſſen, 
ſo hat der Herr Finanzminiſter als möglich bezeichnet: 
Abitriche am ſachlihen Aufwand des IT. Nachtrags in Höhe 
von 2% Millionen und Abſtriche an dem perſönlichen Mufe 
wand für außerplanmäßige Beamte in Höhe von 25 Mil- 
lionen Mark. Er hat ferner in ſeinen Finanzplan eingeſtellt 
einen Abbau der Teuerungszulagen vom 1. Januar 1921 ab 
von 50 Prozent (= 79,9 Millionen M.), wie fie für die erſten 
9 Monate des laufenden Rechnungsjahres vorgeſchlagen find, 
auf 40 Prozent (— 63,8 Millionen M.). Das macht für das 
erſte Vierteljahr 1991 (16:4 =) 4 Millionen M. aus. Ferner 
kommen die Abſtriche ih Frage, die an dieſem I Nachtrag 

hin ſchon geſagt habe, nicht ſehr erheblich ſind. Im ganzen 
ſind es aljo 25 + 2,5 + 4 = 316 Millionen M,, die durch 
Ausgabenminderung ſich ergeben ſoJen. Dieſe Summe erhöht 
fic) durch die Abſtriche am 1. Nachtrag in Höhe von rund 
8 Millionen M. auf 345 Millionen M. 

„Vas insbeſondere die geteilte Arbeits zeit angeht, 
bon bet ich -eben geſprochen habe, ſo iſt bekanntlich dieſe ge- 
teilte Arbeitszeit für eine Anzahl von Städten eingeführt, wo 
die Mehrheit der Beamtenſchaft ſich dafür entſchieden hat. Sie 
iſt ſo geregelt, daß täglich 7% Stunden gearbeitet wird mit 
zsſtündiger Pauſe, am Samstag 84 Stunden ohne Pauſe. 
Das gibt im ganzen 5 mal 7,5 Stunden = 875 Stunden und 
den Samstag mit 65 Stunden == 44 Wochenſtunden gegen- | 
über einer 48-Arbeitsſtunden-Woche, die der Entwurf des 
Reichsbeſoldungsgeſeßes vorgeſehen hatte. Dort war in 8 
folgende Beſtimmung aufgenommen: 

Jeder Beamte iſt verpflichtet, feine Hölle Arbeitskraft 
in den Dienſt des Reichs zu ſtellen. Die reine Arbeit3- 
geit aller Beamten beträgt regelmäßig mindeſtens 48 
Stunden in der Woche.   

Dieſe Beſtimmung iſt leider in der Nationalverſamms 
lung geſtrichen worden. Ms Gründe, die in finanzieder 
giehurig die geteilte Arbeitözeit als wünſchenöwert erſcheinen 
laſſen, iſt bei der jehigen Beratung im Haushalisausſ<huß 
und bei anderen Gelegenheiten ſchon hervorgehoben worden, 
daß bei der ungeteilten Arbeitözeit von der fünften Arbeits» 
ſtunde an eiwa die Leiſtungsfähigkeit ſich mitidere, und daß 
dieſer Minderung der Leiſtungsfähigkeit bei den heutigen Er» 
nährungäverhätiniffen nicht wirkſam entgegengewirkt werden 
köntie, Auch ſpielt eine Rolle die Unmöglichkeit der Kontrolle 
Über die Einhaltung der Dienſtſtunden, da insbeſondere den 
Beamten, die nach Hauſe zu gehen genötigt find (etwa aus 
geſundheitlichen Rücſichten), dann eine andere Dienſtzeit zu- 
geſtanden werden muß. Und e3 iſt deswegen auc beiſpiel3- 
weiſe, wie der Herr Finanzminiſter um Haushaliöaus- 
ſc<huß mitteilte, bei der Generaldirektion ſeit dem 19. Jult 
d. J. wieder die geteilte Arbeitäzeit eingeführt worden, mit 
einer Übetgangsbejtimmung für Beamte, die Kleingärten g&« 
pachtet haben, bis 15. September d. X. Im HauShaltsausſchuß 
wurde insbeſondere auf die Nachteile der urigeteilten Urs 
beitgeit für die Schule hingewieſen, und es wurde vörgetra« 

| Sen, daß die Kinder in, der lezten Stunde überhaupt nicht 
mehr aufnahmefähig ſeien. Infolgedeſſen erhob ſich auch im 
Ausſchuß keine Stimme für die Beibehaltung der ungeteilien 
Arbeitsgeit, der Ausſchuß war vielmehr einſtimmig für dis 
Wiedereinführung der geteilten Arbeitözeit. 
Was die Nebengehalte angeht, von denen ich vorhin 

geſprochen habe, ſo hat der Haushaltsausihu eine Nachprüe 
fung ſämtlicher Nebengehalte vorgenommen und hat fie im 
einzelnen mit den Regierungsvertretern erörtert. Zu eirer 
generellen Aufhebung der Nebengehalte hat er fich aber nicht 
au entſchließen vermocht, weil dann vielfach die Einſtellung 
von anderen Beamten, von außerplanmäßigen Beamten nötig 
würde und hierdurch wieder Mehrausgaben entſtehen würden. 
Auch ſieht das Beſoldungsgeſeh in 8 10 die Zuläſſigkeit von 
Nebengehalten ausdrüflich vor. Immerhin iſt bei den Wer 
zatungen im Ausſchuß eine Anzahl von Nebengehalten ent» 

| weder gang geſtrichen oder als künftig wegfallend bezeichnet 
| vorden; bei anderen fjt eine andere Regelung beſchloſſen 

worden. 
Für die Rüffehr zur zweijährigen Budgete 

periode iſt in dieſem Zuſammenhang ausgeführt worden, daß durch die alljährliche Mufftellung des Budgets eine zu 
| ſtarke Belaſtung der Miniſterien ſich ergebe, die zu Beantten« 

vorgenommen werden können, die aber, wie ih Jhnen vor- | b vermehrungen zwinge. Auch der Geſichtöpunkt iſt ſhon bei 
früheren Anläſſen hervorgehoben worden, daß, wenn jedes 
Jahr ein neues Budget aufgeſtellt werde, dies jedes Jahr von 
neuem Anlaß zur Vermehrung der Beamtenſtellen und Ats 
laß zu Hinausſchiebungen geben werde, wodurch fich dann auß 

| wieder eine Vermehrung der finanzieden Anforderungen 
ergebe, G3 wurde im Haushaltsausſchuß darin der Nom 
fehlag gemacht; das Budget, das wir für das Jahr 1920 im Spätjahr erſt endgültig durch ein Finangzgeſeß feſtſiellen wer» . 
ben, auch für das Jahr 1921 gelten zu faſſen, da ja das Mans dat des gegenwärtigen Landiags im Jahre 1921 erliſcht, die Randiageperiobe am 15, Oktober 1921 abläuft, x 

Auch die Verringerung et Zahl der Abgedrd« 
neten iſt in dem Zuſammenhang erwähnt worden. Ehenio 

‚ die Vereinfachung ber Staatöverwaktung. In 
! leßterer Beziehung iſt bereits ein beſonderer Ausſchuß ein» 
| geſeht worden, der nach den Ferien mit feinen Beratungen 
beginnen ſol. 

Unter der Verminderung der Ausgaben iſt dann, wie ich 
vorhin ſchon erwähnt habe, much die Möglichkeit des Ab« 
baues der Teuerungözuſchläge für den Fall einer  
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Senkung“ der Lebensmittelpreiſe erwähnt worden, und es iſt 

riach der Annahme des Herrn Finanzminiſter3 mit 

einer ſolchen Senkung doch zu rechnen, daß vom 1. Januar 

1921 ab die Teuerungszufdläge, die ſekt in dem Entwurf des 

Notfinanzgeſehes, ver heute verteilt wurde, in Höhe von 50 

Prozent der Bezüge der Beamten vorgeſehen find, auf 40 
Prozent ermäßigt werden könnten. 

Im Budgeinachtrag ſelber find die Teuerungszuſhläge für 

das ganze Jahr 1920 in von.50 Prozent vorgeſehen, das 

gegen-iſt in.dem. Notfinanzgeſeß der Betrag von 50 Prozent 

vorläufig nur jür die Zeit bis 31. Dezember 1920 in Ausſicht 

genommen. 

Im “Ausſchuß iſt bei ber Berafung dieſes Punktes von 

einer- Seits eine generelle Änderung in ber Abſtu- 

füng“ des Teuverungszuſ<lages angeregt worden, 

(63 wurde geltend gemacht, daß dieſe Teuerungszuſchläge nicht 

aleihmäßig für alle Beamten bemeſſen werden könnten, „daß 

für die unteren Beamten ein höherer Prozentſal gewährt 

werden müſſe als für die oberen. Die Frage iſt in der Be- 

gründung zum Beſoldungsgeſeb ſhon eingehend erörtert. Der 

Ausſchuß hat deswegen auf ein „näheres Eingehen auf dieſs 

Frage in dem jehigen Wugenblid verzichtet. Ebenſo hat er 

darauf verzichtet, einem Vorſchlag Folge zu geben, der von 

anderer Seite gemacht worden war, nämlich jest ſchon die 

Beamten der oberen Gruppen von der Gruppe XI ab in 

. ihren Teuerungszuſchlägen zu kürzen, um eine finanzielle Er« 

mäßigung bes Beamtönaufwandes herbeizuführen. Ber Abe 

veau von der Klaſſe XI ab, etwa um 5 Prozent in ber 

Klaſſe XL, um 10 Prozent in der Klaſſe ZI, um 15 Prozent 

in- ber Klaſſe XIII, um 20 Prozent bei den Einzeljahres- 

gehältern nach Bi und 2 und um 25 Prozent bei den höchſten 

Gehaltsſiufen B3 und 4, wie er von dieſer Seite vorgeſchla- 

gen war, würde nad der Berechnung, die vorgenommen 

worden iſt, 435 Millionen M. Erſparnis ergeben, und wenn 

„die Kläſſe X noch hinzugenommen und hier ſtatt 50 Prozent 

nur 45 Prozent gewährt »würde, würde das eine Erſparnis 

von 24 Millionen ergeben haben. Gegenüber dieſen Vor- 

ichlägen, bei den Teuerungszuſchlägen eine Abſtufung ein 

treten zu' laſſen, wurde entgegengehalten, daß hier die Über» 

einſtimmung mit dem Reich und den andern Ländern nicht 

aufgegeben werden dürfe, auch wenn man grundſäßlich den 

Standpunkt billigte, daß die Teuerungszuſhläge bei den 

höheren Grundgehältern für die höheren Beamten nicht in 

derſelben prozentualen Höhe gewährt zu werden brauchen. 

Neben dieſen Ausgabeminderungen hat denn aug die j 

Frage einer Vermehrung der Ginnahmen im Haus 

halt3ausſchuß eine Rolle geſpielt und wir haben auch dorüber 

mit dem Herrn Finanzminiſter uns in eine Erörte- 

rung eingelaſſen. _ 

In dem vorliegenden Budgetnachtrag find in der Haupt» 

abteilung „Finanzminijterium“ unter den Einnahmen auch die 

Anteile an den Reichsſteuern eingeſtellt, die uns vom . Reich 

nach dem Landesſteuergeſeß überwieſen werden ſollen. Es 

iſt aber hier in einer vorſichtigen Weiſe verfahren und nur 

die Garantieſumme eingeſtellt worden, die nach 58 56 

und 57 des Landesſteuergeſezes den Ländern zu überweiſen 

iſt. Eine künftige Steigerung dieſer Steuern, mit der ja 

wohl gerechnet werden kann, iſt außer Betracht gelaſſen wor- 

den. Andere Bunbesftaaten find in der Beziehung anders 

verfähren, 3. B. hat Heſſen ohne weiteres, wie uns mitgeteilt 

wurde, einen Zuſchlag von 2 Prozent, als einer fünftig eins 

tretenden Steigerung entſprechend, hier eingeſtellt. Die Einzel- 

heiten biefer Steuerüberweiſungen werden bei einem ſpäteren 

"Anlaß zu erörtern ſein. IH kann das jeht hier übergehen.   

Von den weiteren Einnahmevermehrungen, die der Gern 
Finanzminiſter in ſeinen Finanzplan eingeſtellt hat, 
iſt zu erwähnen = und das wird von ſehr. erheblicher Be- 

deutung für unſer Land und unſer Vol? ſein — die Steuer 
vom Grundbermögen und Gewerbebetrieb 
vermögen, deren Erhöhung bereits angekündigt iſt und 

die für das laufende Jahr noch in der ſeitherigen Höhe von 
18 Pf. für 100 M, erhoben wird nad) einem Gejeh, das wir 
vor eiwa 8 Wochen hier verabſchiedet haben. Dieſe Steuer 
vom Grund- und gewerblichen Betriebsvermögen ſoll für die 
Folge von dem jevigen Saß von 18 Pfennigen nach der Abu 
ficht des Finanzminiſter erhöht werden auf 83 Pf. für 
flaſſifigierte Grundſtüde, alſo im weſentlichen für die land« 
wirtſchaftlich genußten Grunbftüde, für andere Grundſtüde, 
wie Bauplätze und Häuſer, auf 23 Pfennige yon 100 M., und 
es wird aus dieſer Steuererhöhung von den klaſſifizierten 
Grundftüden eine Mehreinnahme von 15 Millionen, aus der 

Erhöhung auf 23 Pf. für ſonſtige Grundftüde und Bau- 
pläße eine Ginnahmevermehrung von 5 Millionen, zuſammen 
alſo von 20 Millionen erwartet. Der Herr Finanzminie 

ſt ex hol uns mitgeteilt, def in dieſer Beziehung, insbefondere 
wegen der Beſteuerung des gewerblichen Betriebsvermögens 

eine tunlichſte Übereinſtimmung mit den benachbarten Län- 

dern herbeigeführt werden folle. Das iſt ſehr zu begrüßen; 
denn ſeither iſt nicht ſelten darüber geklagt worden, daß die 
Unterſchiede in der Höhe des Steuerſahes, die die betr. Ge- 
werbetreibenden ſehr übel vermerken, unter Umſtänden zu 
einer ' Verſchiebung. in der Niederlaſſung der Induſtrie Ar 
laß geben könnten. \ 

Weiter iſt eine Erhöhung der Beförſtkerungs- 
fteuer von 10 Pf. auf 1 DM, in Ausſicht genommen, woraus 
eine Mehreinnahme von 1 Million M. erwartet wird und 
endlich eine Jagdpadtjteuer, wie der Herr Finanz 
miniſter uns mitteilte, etwa in dem Sinne, daß bon 
6 Jahrespaditzielern eines für den Staat in Anſpruch ge- 
nommen werden foll, woraus ſich 1 Million M, für den Staat 

ergeben ſollen, fo daß im ganzen 22 Millionen M, aus zu 
erhöhenden oder neuen Steuern zu erwarten wären. 

Weiter rechnet der Herr Finanzminiſter in feinem 
Finanzplan mit einer namhaften Erhöhung der Beiträge 
der Gemeinden zum perſönlichen Shulauf- 
wand, und zwar ſollen für die Realanſtalten die Ge- 
meinden fünftig 50 Prozent beitragen. | Jeßt beträgt der 
Aufwand für dieſe Realanſtalten nach der neuen Beſoldungs- 
ordnung rund 16 Milionen M., wovon der Staat 14 Millio« 
nen-trägt, die Gemeinden nur 1,7 Millionen. Wenn alſo der 
Aufwand künftig zur Hälfte auf Gemeinde und Staat ver» 
teilt wird, ergibt ſich eine Mehreinnahme von rund 6 Mil» 
lionen Mark. Bezüglich der Gemeindebeiträge für die Real- 
anſtalten hat auch der Haushaltöausſchuß ſchon einen 
ſchluß gefaßt, über den Ihnen dann der Berichterſtatter über 

dieſen Teil des Budgetnachtrags das Nähere mitteilen wird, 
Ebenſo ſollen bezüglih der Vol?3ſc<hulen die Beiträge 
der Gemeinden erhöht werden. "In. bein Budget für 1920 
— das iſt die einzige Zahl, die ich in der. Eile habe aufſchret- 
ben können — find 11,5 Millionen für den perſönlihen Auf- 
wand für die Volksſchulen eingeſtellt und davon entfallen auf, 
die Gemeinden 5,8 Millionen. Der künftige perſönliche Auf- 
Aufwand für die Volksſchulen beträgt aber nach dem Beſol- 
dungögeſeiz für die planmäßigen Lehrer allein eine 68 Mil 
lionen, G38 wird angenommen, daß die Gemeinden zu einem 
Beitrag von 30--35 Prozent herangezogen werden könnten, 
wodurc< fich ein Gemeindebeitrag von 18 Millionen mehr ere 

geben würde. 1 

Zuſammen. alſo iſt in dem Finanzplan als Ausgabebermirs 

derung eingejteilt: 
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Abſtriche am IT. Nachtrag "am fachlichen Auf- 
wand "mit Mill, M. 

am perſönlichen Alfwand Mill. M. 
Abbau der Teuerungszulagen vom 1. Jannuar 
121an 5 Mill. M. 

neue Steuern” 5454141 Million DAL. M. 
endlich die 'Veimtinbebeiträge für den Schul- 
aufwand 48x35 Millionen M. ML N. 

zuſammen 77,5-Mil..M- 
7 Das ergibt. eine „Verminderung des ungede>ten Ausgabe» 
überſhuſſes von 110 Mitlionen auf den Betrag von 32% „Mil- 
lionen und davon würde noch: abgehen das,’ was an dieſem 

„I. Budgeinachirag . nach» den Anträgen, die . Ihnen der 
-- Saushaltzausöſchuß unterbreitet, noch abgeſtrichen . werden 
„Zönnte, was nachher noh zu erörtern ſein wird. 

Mit dieſem Finanzplan Haben. fich im HausShalts3ausſchuß 
alle -Parteien.-im allgemeinen einverſtanden erklärt; aller- 

dings nur im allgemeinen. Eine Nachprüfung im' einzelnen 
haben ſich alle Parteien ebenſo vorbehalten für den Zeitpunkt, 
wenn. erſt konkrete "Vorſchläge vorliegen. Von keiner Seite 
wurde berfannt, daß ſowohl- die Erhöhung der Grundſteuer, 

-insbefonbere bei den Hajfifisierten Grundftüden von 18 auf 
>83 Bf, alſo um 70 Pf, cals auch die Erhöhung-der Gemeinde- 
beiträge für, die Volksſchulen und, die Realanſtalten erheblichen 
Bedenken begegnen. gumal die. Reichsgeſehgebung ‚den Ge- 

‚meinben die Steuerhoheit- ſo weſentlich beſchnitten hat. Aber 
die Übergeugung von der Notwendigkeit der Schaffung: des 
finanziellen Gleichgewichts der Ausgaben und Ginnahmen war 
„ausſchlaggebend,. und der Haushalt8ausſchuß hat fich, dieſer 
Darlegung des, Fünanz3miniſters nicht verſchloſſen. Er 

+ Hat: insbejondere bezüglich ber Realanſtalten. aus. dieſer .in 
Ausfiht genommenen Erhöhung der Beiträge der Gemeinden 

+ Schon die Folgen gezogen und hat eine Anzahl, neu geforderter 
Stellen. für Profeſſoren ‚an. neuen. Realanſtalten,- außer für 
Kehl, wo beſondere „Gründe für. die. Genehmigung. vorlagen, 
„abgelehnt. „ws 3 Mien gie . WERT Kekse 

Da, wie ich ſchon vorhin, erwähnt habe, big jeht ein Finanz» 
gejeß für 1920 „nicht „erlaſſen - wurde und noch fein Entwurf 
eines Finanzgeſehes vorgelegt und ein ſolches. überhaupt.nicht 
erlaſſen werden;kamy, jolange der II. Vudgetnachtrag nicht vor» 
gelegt iſt, beſtanden sun: Haushalt8ausſchuß zunächſt Bedenken, 
ob „diefer. 1-2-Nachtrag>für ſich überhaupt -behandelt werden 

"Yönne, ehe auch:dewX17-Neachtrag und damit ein-Überbli über 
den geſamten?Mehraufwand für das laufende Jahr vorliegt. 
Alls Parteien haben“mit Entſchiedenheit den Standpunkt vers 
treten, keinem Budgelnüchtrag zuzuſtimmen, -der zur Schul- 
benwirtſchaft:führta/-In).der Beziehung war eine erfreuliche 
Einigkeit im 3Haushalt8ausſchuß- zu verzeichnen. Es würde 
"aber ſchließlich; döch“einſtimmig beſchloſſen, in die Behandlung 
9es I. Budgetnachtragsr'gleihwohl einzutreten, obwohl "ein 
Überbli über vie“-Geſtalkung unſerer Finanzen für das lau« 
ende Jahr wegemihbs Aubſtehens8-des IT. Nachtrags noch nicht 
gewonnen werdemtuhm Die Gründe für dieſen Beſchluß des 
Zaushalisäusſchuſſes“beſtehen barin, daß: man davon über« 
aeugt war, die Worihußwirtihaft ber Beamten, die wir ſeit 
ent 1. April 5.“ % eingeleitet Haben, müſſe endlich aufhören. | 

: Beamten müſſen" endlich klar ſehen, -was ſie nach den 
heflehenden Sägen an Vejoldungs- und Teuerungszuſchlägen 
wu erhalten haben. "Der Vollzug des -Vefoldungsgefehes ex- 
ordert auch nad der 'Antiahme des I, Budgetnachtrages noch 
“ine, Fülle von Atbeit und Berechnungen in den. Miniſterien, 
‚Das: Beſoldungsdienſtalter: > eines jeden“ eingelen "Beamten 
muß ausgerechnet werden, und dieſe Arbeit wird ohnehin noh 
"Wochen erfordern, ſodaß erſt zu Beginn des Monats Oktober 

| Marheit für alle Beamten geſchaffen! werben Lahn, tie ihre 
| künftigen Vezüge ſich geſtalten.“ In“ der Zwiſchenzeit 4ſt es 
|» die“ Pflicht der Leiter der Veaintenorganijationen,- aufllärend 

und abmahnend aufzutreten und die Beamten von 'unüber- 
legten Schritten abzuhalten. Der ganze Landtag iſt überzeugt, 
daß eine Aufbeſſerung der Bezüge der Beamten im -Hinblice 
auf die beſtehende Teuerung geboten iſt, und det Landtag ha: 

|- de8wegen-die Befolbungsordnung f. Zt, ohne fachliche Durch» 
beratung: verabſchiedet, weil er. überzeugt’mar, daß eine Jach- 

liche Durchberatung Wochen und vielleicht Monate in’ Anſpruch 
genommen Hätte, Aus“ dem gleichen Gefühl heraus hät: der 
Landtag auch dieſen 1. Nachtrag für ſich allein verabſchiedet 
und ‚in. Beratung genommen iroß ſchwerer. Bedenken; die 
gegen eine ſolche Behandlung beſtanden. Ich glaube, ich 

- daxf.. namens des Haushalt3ausſchuſſes die Erwartung aus, 
ſprechen, .daß nunmehr die Beamten den Vollzug. der „Befol- 
'dungsordnung. in „Ruhe abwarten. Die, Härten, die in der 
Beſoldungsordnung noch enthalten find,.follen bei ber Reviſion 

„im Spätjahre, die in 8-33 des Vefoldungägejeies vorgeſehen iſt, 
und die ſpäteſtens bis zum 831. Dezember d. .J.. durchgeführt 
werden ſoll, beſeitigt werden. Die Tätigkeit unſerer Veamten 
wurde feitens des Haushalt8ausſchuſſes auch ‚bei dieſar »Ge- 
legenheit, wie ſchon. früher wiederholt,- im Landtag durchaus anexkannt,- Der Pflichttreue unſerer Vecmten; hie. während 
des Krieges und' ſeither vielfach weit über ihre. Kräfte hinaus 
in Anſpruch genommen werden mußten, ifk:es zu- danken, baß 
unſere Staatsverwaltung den ſchweren Erſchütterungen, dig Über Neich und. Land hinweggingen, ſtandhielt,. Einzelne: Ausnaß- 
men find ja auch in den lezten Wochen wieder hervorgetreten zautd Hier und bei den Verhandlungen des Hauhaltsausſchuſſes 

au. berzzichnen geweſen, die auf dieſes ſchöne: und“ glänzende 
Bild gewiſſe Schatten geworfen haben. Unſtimmigkeiten ‘im 
Vefoldungsgejeß und in der Befoldungordnung, von denen ich vorhin geſprochen Habe; find Am Haushältsäusſchuß bei den 
Beratungen in den lekten Wöchen in. mancher: Beziehung hör» 

| vorgetreten..« Es iſt das' eben eine Folge, die: Hingenommen 
werden muß, eine Folge der Annahme des Befoldungsgejeies 
ohne Durchberatung. Es wurde befonders darauf hingewieſen, 
daß im Jahre 1908, ale dis keizte Novelle, zur Gehaltordnung 

“Heraten wurde, in der Zweiten Kammer ein beſonderer Nuss ſchuß gebildet wurde, der in 41 Sißungen ſich ſeiner Arbeit entledigte.. "Dazu Hätte man in der Zwiſchenzeit ſeit. dex Ver» abſchiedung der Beſoldungs8ordnung vielleicht Zeit gehabt; aber der Landtag war ja auch. ſo nicht müßig. JG glaube, wenn 
es möglich, geweſen wäre, mit dem Beſoldungsgeſez auch den 
jekigen Budgetnachtrag vorzulegen, fo hätte man vielleicht. in 
der Zeit, die uns im, ganzen zur Verfügung ſtand, bis wir au den. 7. Budgetnachtrag erledigen konnten, beides „zu- fammen erledigen können. Aber das war in dem. Augenblit, als die Veſolbungsorbnung vorgelegt wurde, nicht zu überſehen, 
„und 'e8 iſt, glaube ich, eine Folge, die eben getragen (Bb „inuß, daß ba und, dort Unſtimmigkeiten vorliegen, die im Mor ment nicht abgeſtellt werden können. Wix müſſen ins. eben darüber klar ſein, daß wir durch diefes Befolbungagefeh i » nur ein Proviſorium geſchaffen haben und auch die Einſtufung der Beamten in die Beſoldungsordnurig kann nur ein Probi» forium ſein. Wir haben im Haushaltsausſchuß gehört, daß ‚ein neuer Entwurf. eines Neichsbeſoldungsgeſehes ſhon. vor» . liegt, weil'bie Länder! vielfach über die Reichsbeſolbüngsörb- 
nung hinausgegangen ſind bei der Einreihung der Beamten „in die, Gruppen der Reichsbeſoldungs8or5nung, Auf um . ſölbungsordnung ift dieſer Vorwurf öllerdings fo   gar nicht zu. E8 wurde erwähnt, daß nur eine Beanttentategnrie, 
nämlich, die Kanzleidiener (Amtögehilfen) bei den Zentraltit- 3 FI 2028 SU, Ar CE go  
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telftellen in unſerer Befolbungdordnung beſſer geſtellt find als 
im Reiche. Sie find hier nach Gruppe 111 anſtatt nach IL 
gekommen. Der Haushaltsausſchuß hat es abgelehnt, den Ver 
fuch zu. maden, buch den Budgetnachtrag eine Korrektur von 

Unſtimmigkeiten in der Beſoldungsordnung herbeizuführen, 
Ein folder Verſuch ſollte bei einer Beamtenkategorie, bei den 
Kulturmeiſtern gemacht werden, -die mit ihrer Einſtufung in 

die Beſoldungsordnung nicht zufrieden find. Sie find in die 

Gruppe. VI eingeſtuft und ſollten durch den Budgetnachtrag als 

Oberbauſekretäre nad) Gruppe VII und VIII gehoben werben. 

Dem hat der Haushaltsausſchuß aber nicht zugeſtimmt, weil 

dieje Korrekturen eben dem Spätjahr vorbehalten bleiben ſoll- 

ten.. Nur ein ähnlicher Fall iſt vom Ausſchuß gebilligt wor- 

den, wo von einer Befugnis des Beſoldungsgeſee3 Gebrauch 
gemacht würde, nämlich von 8 2 Abf, 2 (Einrichtung neuer ! 
Beamtenklaſſen), welcher, lautet: 

„Änderungen der Beſoldungsordnung können inſoweit 
durch den Staatsvoranſchlag erfolgen, als fie durch Kine 
derung in der Organiſation bes Staatsdienſies, in3beſon- 

dere durch Einrichtung neuer, in der Beſoldungsordnung 

nicht aufgeführter Beamtenklaſſen erforderlich werden.“ 

Das betrifft den Vorſtand des Weinbauinſtitutes Freiburg, 
für den eine Direktorſielle nah XI vorgeſehen wurde. 

Es wurden im übrigen noch eineAnzahl von änderungsbedürf- 

tigen Fällen beſprochen; ich werde mich aber ſ<wer hüten, hier 

dieſe einzelnen Fälle zu erwähnen, über die geſprochen wurde, 

um nicht einerſeits Hoffnungen zu erwedlen, die ſich möglicher» 

weiſe nicht verwirklichen, und andererſeits etwa unnötige Be- 

unruhigungen hervorzurufen. 
Aber wir wollen ung auch darüber in voller Klarheit -au8- 

ſprechen, daß die jehige Einreihurig nur eine proviſoriſche iſt, | 

wie dies 5 32 des Beſoldungsgeſehes ausſpricht, und daß durch 

dieſe Einreihung keine wohlerworbenen Rechte im Sinne des 

Artikels 129 der Neichöverfaſſung geſchaffen werden, Nur Rück» 

zahlungen gubiel erhobener Bezüge ſollen nach der Vorſchrift 

in 8 32 Abf. 2 des Beſoldungsgeſehes ausgeſchloſſen ſein, wenn | 
etwa ſpäter eine andere Einſtufung erfolgt. 

I< habe vorhin ſhon erwähnt, daß bei der Weredinung in 

der Begründung zur Beſoldungsordnung und dem jehigen 

Nachtrag zum Houptvoranſchlag ſich ein Unterſchied von 
Mitlionen ergeben hat; um dieſen Betrag überſchreitet der Be» 

darf nach dem I. Budgetinachtreg die Schäßzung in der Begrün- 

dung bes Veſoldungsgeſebes, Als Grund für dieſe Fehl- 

f<äßung hat der Herr Finanzminiſter angegeben: 

1. daß in dieſem I. Budgetnachtrag eine Anzahl neuer Stel- 

len angefordert ſind, mit denen die Begründung zur Beſol- 

bungöordnung überhaupt nicht reinen konnte, die natürlich den 

Aufwand nur nach den vorhandenen Stellen ſchäßt. und daß 

2, die Einſtufung veſſer vorgenommen wurde, als angenom- 

men worden iſt. 
Beides trifft aber bod) nur für verhältnismäßig wenig Fälle 

zu. Die Zahl der neuen Stellen, die in dem I. Budgetnachtrag 
angefordert worden find, beläuft fich allerdings nach ber 
Zuſammenſtellung am Schluß dieſes Budgetnachtrages für 

die allgemeine Staatsverwaltung auf 4051. Darunter ſind 

aber 8000 Stellen der Sicherheit3polizei und 200 etatmäßig2? 

Stellen für Landſtraßenwärter, die jeßt erſt zufolge der neuen 

Beſoldungsordnung etatmäßig werden können. Wenn dieſe 
3200 nene Stellen abgezogen werden, ſind es nur 851 neue 
Beamtenftellen, und an dieſen neuen Beamtenſtellen hat der 
Haushalts8ausſchuß in ſeinen 21 Sikungen im ganzen nur 150 
Stellen abzuſehen vermocht, weil die Auskünfte, die von ben   

Stellen klar ergaben, Auch die beſſere Einſtufung hat gewi 
da und dort zu einem größeren Aufwand geführt, als nach dem 
Wortlaut der Beſoldungsöordnung zu erwartex und bemente 

ſprechend in der Begründung berechnet war. Beiſpielsweiſs 

find die Miniſierialräte im I. Budgetnachtrag alle nad) Gruppe 

XII eingereiht geweſen, ſtatt wie eine Anmerkung zu Gruppe 
XIII der Befoldungsorbnung vorſchreibt, zum Teil naß XII 

und XI. Dort heißt es: 

„Gin durch den Haushaltsplan zu beſtimmender Teil 
der Referentenſiellen bei den Miniſterien iſt in ſolche der 
Gruppe XI und XII umzuwandeln.“ 

Das iſt erſt im Haushaltsausſchuß geſchehen, weil im Bub» 
get alle Stellen nad) XIII eingereiht waren. Ebenſo iſt es 
bei ven Hilfsreferenten, wo auch die Mehrzahl in XII ein» 
gereiht war, ſtatt in XI und X, bei den Miniſterialſekretären, 
die zu einem zu großen Teil nach X und 1X eingereiht waren, 
bei den Bureaubeamten, von denen ebenfalls ein Teil nach 
1X und VIIt ſtatt nach VIL eingeſtuft waren. 
Im weſentlichen aber iſt der Grund für dieſe Differenz 

von 52. Millionen eben eine Fehlſhäßung, die in der Begrün 
dung zum Bejoldungögeſez unterlaufen iſt, und es ift ein 
verhältnismäßig geringer Troft, daß in anderen Ländern, wie 
ups im Ausſchuß mitgeteilt wurde, ebenfalls ſolche Fehlſchät« 
gungen vorgekommen find, und ich möchte nur die Hoffnung 
ausſprechen, daß wir bei der jehigen Einſtufung, wie fie der 
Haushalts8ausſchuß nunmehr feſtgelegt hat, und dex Berechnung 
des Aufwands vor ſolchen Fehlſhäßungen bewahrt bleiben. 

Für die Einſtufungen in die gehobenen Stellen wur« 
den' dem Haushaltsausſchuß Richtlinien vorgelegt, die wir 
im allgemeinen zu billigen vermochten, Dieſe Richtlinien gehen 

davon aus, daß die Gruppen 1, II, 111, IV, V, dann wieder 
| VIT, damn X, Stellen für’ Erſtanſtellung ſind, daß dagegen 

die Gruppe VI, VII, IX und XI ff. Beförderungöſtellen 
find. Für die Einreihung indie gehobenen Etel- 
len wird nun in dieſen Richtlinien beſtimmt, daß die ſache 
lichen Bedürfniſſe des Dienſtes entſcheidend fein jollen, und 
nur, wo dies nicht völlig durchführbar iſt, das Dienſtalter. Auch 
bei den Richtern iſt nicht das Dienſtalter maßgebend, ſondern 
die Wichtigkeit des Dienſtes. 

Im allgemeinen iſt nun für die Einreihung in gehobene 
Stellen in dieſen Richtlinien die Drittelung vorgeſehen. As 
&rund dafür iſt uns von dem Regierungskommiſſär vorgetra- 
gen worden: Der Ausgangspunkt ſei die Einſtufung der Leh- 
rer, Bei der Einreihung der Lehrer, die bekanntlich automa- 
tiſch nad 12 Dienſtjahren nach VIII kommen, habe ſich er- 
geben, daß ungefähr 54,8 Prozent nach VIT, 45,8 Progent 
nad VII fommen; ebenſo habe eine Berechnung unter Zw 

arundelegung ber Drittelung ergeben, daß für die gehobenen 

Stellen. der mittleren Beamten auf die Gruppen VIIT, IX, X 

und XI 51 Prozent der mittleren Beamten und auf die Gruppe 
VII 49 Prozent entfallen, daß alſo das Verhältnis der auf die 
gehobenen Stellen entfallenden mittleren Beamten bei dieſer 

Drittelung ſi von dem Verhältnis der Einſtufung ber Leh- 

zer nach Gruppe VI11 bei dem automatiſchen Vorrücken nicht 
allzuviel unterſcheidet, 

Das wurde uns vorgeträgen, als die Entſtehungsgeſchichte 
und zugleich die Erläuterung und Begründung für die Dritte- 
lung, die angenommen worden iſt, Es ſollten aver nach die- 
fem Grundſaß bei dieſer Drittelung die in höheren Gruppen 
namentlich genannten Beamten, dis ſogenannten Funktionär» 
ſtellen, außer Betracht bleiben. 
Einzelne Au8nahmen von dem Grundſaß der Drite 

telung findin den Richtlinien allerdings vorgeſehen: nämlich 

Miniſjerien gegeben wurden, die Notwendigkeit dieſer neuen : einmal bie Halbierung, die Plag areifen ſoll bei den Obe! 
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Zentralmittelſiellen, um tüchtige Beamte aus dem Bezirk, die 
evenfalls nah X1 kommen fönnen, füg die Mittelſtellen zu 
befommen, und weiter bei den Eefretariat3» und Rechnungs« 
beamten bei den Miniſterien, die in der Regel zu % in die 
Gruppe VII oder VIIJ, zu % als Mimſterialſekretäre im 
Gruppe IX und % als Miniſterialoverjekretäre in Gruppe X 
kommen ſollen, Über die: Einreihung und Einſtufung dieſer 
Beamten wird wohl bei der Revijion der Beſoldungsordnung 
noh zu reden ſein, 

Im übrigen wurden. dieſe Richtlinien vom Haushaltsaus- 
ſchuß zu Grunde gelegt mit einer Ausnahme, über die nach- 
her noch zu reden fein wird, nämlich hinſichtlich der Einbe» 
8iehung der Funktionärſtellen. Was nun das finanzielle 
Ergebnis der Arbeit des Haushaltsausiguj- 
jes in der erſten Leſung anlangt, ſo ergab ſich, daß die An» 
regung, die zu Begiun der Beratungen gegeben worden war, 
alle neuen Stellen zu ſtreichen, nicht durch- 
führbar gewejen wäre. Jh habe vorhin ſchon darüber 

© geſagt. Zur Befriedigung der dienſilichen Bedürfniſſe 
find in weitem Umfange außerplanmäßige Beamte jeht ſchon 
vorhanden und nicht zu entbehten, und da dieſe außerplan- 
mäßigen Beamten nach 8 29 Abſaß 2 des Beſoldungsgeſetes 
von ihrem ſechſten Dienſtjahre an (die Militäranwärter vom 
6., bie Schreibgehilfinnen vom 9. Dienſtjahre an) doch die 
gleichen Bezüge erhalten, wie die planmäßigen Beamten, wäre 
eine Sireichung dieſer neuen Stellen, die angefordert ſind, um 
„außerplanmäßige Beamte in planmäßige Stellen Überführen 
au können, ohne jeden finanziellen Effekt. Auch die Herab» 
feßung der Ginftufung, von der ich vorhin geſprochen 
Habe, hatte namentlich bei den gehobenen Stellen keinen allzu 
großen Effekt, as 

Das finangielle Grgebitis Her erffen Lzſung 
Hat im Ganzen 4,879 Millionen M, Abſtriche betragen; davon 
wurden aber dann alsbald wegen der eben beſprochenen Ver- 
hältniſſe bei den außerplanmäßigen Beamten 2 Millionen wie» 
der abgeſegt. Die 100 Landſtraßenwärterſtellen, die der Hause 
Haltsausfguß bei der erſten Beratung glaubte ſtreichen zu 
können von den angeforderten 200, hätten für außerplanmäßige 
Beamte denſelben Betrag erfordert wie für 100 planmäßige 
Stellen, Deswegen ſind ‚wir von dem Gedanken, in dieſer 
Beziehung eine Kürzung, einireten zu laſſen, bald wieder ab« 
gekommen. a 

Der Haushaltkausſchuß Hat ſich ſodann bemüht, auf anderem 
Wege eine Verminderung des Aufwandes zu erzielen. Es 
wurde vorgeſchlagen, ſtatt der Drittelungohne Ein. 
beziehung der Funktionärſtellen eine Vier» 
telung mit Ginbeziehung ber Funktionär«- 
ſtellen durchzuführen. ‚Der finanzielle Gifekt dieſer Maß 
nähme wäre 1,3 Millionen geweſen. Weiter wurde dann vor» 
geſchlagen die Abſtufung der Teuerungs8zuſc<<läge, 
von der ich ſchon im Gingang. geſprochen habe; wenn dieſe bei 
der Gruppe XI angefangen Kälte und die Zuſchläge bei der 
XI. Gruppe 5. Prozent; bei der XII. 10 Prozent, bei der 
N111. 15 Progent, bei B 1 und.B 2 20 Prozent, bei B 3 und B 4 
25 Prozent niederer bemeſſen worden wären, hätte das eine 
Minderung von 1,5 Millionen ergeben, und wenn ſchon bei 
Gruppe R ebenfalls eine Minderung von 5 Prozent 
borgenommen worden wäre, alſo ſtatt 50 Prozent 45 
Prozent gewährt werden würden, hätte das im ganzen 
eine Minderung von “29 Millionen gegeben, Zus 
ſammen wäre alſo im günſtigſten Falle die Wirkung dieſer 
Maßnahmen geweſen: durch Abſtriche im einzelnen 4,876 == 
2 = 2,879 Millionen M, durh Annahme der Viertelung bei 
den gehobenen Stellen 1,3 Millionen,und endlich durch die Ab- 

ftufung der Teuerungszuſchläge von Gruppe X au 2,9 Millio» 
nen: zuſammen 7,1 Millionen M, 

In dieſem Stadium der Beratungen wurden nun von Mit» 
gliedern des Haushaltsausihufjes aus allen Parteien Bi 
tretern bes Beamtenbundes und des Lehrerbundes Ver 
lungen gepflogen, Die Anregung zum Eintritt in jo 
Verhandlungen, die ein Novum in der Geſchichte des bad 
Landtags darſtellen, gingen vom Beamtenbund aus. 
Handlungen haben am lebten Freitag abend, in der Zeit von 
8 Uhr bis %1 Uhr morgeas, ftatigefunden, und wie das Eze 
gebnis gezeigt hat, war es auch ganz öwedmäßig, dieje Ver« 
Handlungen zu pflegen. Es war insbefonbere deswegen zwe 
mäßig, vielleicht nötig, in dieſe Verhandlungen einzutreten, 
weil Gerüchte von übergroßen Strichen des Daushalt3ausſchuſſes 
fich unter der Beamtenſchaft mit Winbeseile verbreitet Hatten, 
Gerüchte, die offenbar von Tag zu Tag wuchſen. Wohl wm 
jeder. Partei haben die Ubgeorbneien eine große Zahl von 
Briefen über dieſe ſehr vielen Beamten Unerwünſchte Tätigkeit 
des Haus Sſchuſſes erhalten, und deswegen waren die 
Verhandlungen mit den Beamtenvertretern wohl öwedmäßig. 

Den Vertretern des Beamtenbundes wurden die jeitherigen Ergebniſſe der Beratungen des Haushaltsausſchuſſes. vargeira- 
gen, nämlich die Abſtriche im L Nachtrag mit dem Ergebnis von 2,879, rund 2,9 Millionen M. 

‚bie Viertelung mit Einrehnung dex Funktionäre für die 
Einſtufung in die gehobenen Stellen. mit dem Ergebnis von 

= 18 Millionen 
die Abſtufung der Teuerutigözulagen von Gruppe X an = 

> 29 Millionen M., 
ſobann die Berminderung .der Zahl der außerplanmäßigen 

Beainten und Außhelfer und des Aufwandes daraus, in8be- 
ſondere „durch die Rückkehr zur geteilten Arbeitszeit, „zur. 
48-Arbeitsſtunden-Woche und di ch die Verminderung der Stellvertretungsfoften, wodurch eine Erſparnis von 5 

erzielt werden ſollts, Koch re ue 
endlih auf der allmählihe allgemeine 

Teuerungszuſchläge vom 1. aan 1921 ee 2 
Prozent, woburh für das Vierteljahr: 1. Januar bis 81. März 1921 4 Millionen weniger aufzubringen wären, ſodaß fich 
im ganzen eine Erſparnis von 18,8 Millionen ergäbe, wodurch 
von dem bis jeht ungebedten Teil des Defizits von 110 Millio- 
nen ein weiterer Betrag no gede>t worden wäre. 

Die Stellungnahme des Beamtenbunde3 nah dieſer vierſtündigen Verhandlung am letzten Freitag war nun 
folgende: 

Die Abſtufung dex Tetterung3zulagen wurdo 
abgelehnt. Es wurde geltend gemacht daß die gleichheitliche 
Behandlung mit dem Reiche nicht aufgegeben werden dürfe. 
&3 wurde eine Rüdwirkung auf die Neid. und Gemeindebe- 
amten aus einer ſolchen Maßnahme bei uns befürchtet, und es 
wurde geltend gemacht, die badiſche Beamtenſchaft ſei fo giem- 
lich am ſchlechteſten eingereiht, Bayern und Württemberg 
‚hätten fich bei den Einreihungen an die hierwegen unter dea 
Miniſterien der verſchiedenen Länder getroffenen Abmachungen 
nicht gehalten; auch ſei in Baden früher ſchon die Beamten- 
ſchaft weniger günſtig behandelt worden wis in anderen Län- 
dern, ſo hätte ſie als VBeſchaffungsbeihilfe nur die Hälfte des 
im Reiche bewilligten Betrags bekommen. 
Was die Abſtriche im l. Nachtrag angeht, wurde ſei- 

tens der Vertreter des Beamten- und Lehrerbundes geltend 
gemacht, der I. Nachtrag hätte für das Gros der Boamtenſchaft, 
den Härtoausploich bringen ſollen, den der VIL. Nachtrag zum   
Budget für die Jahre 1918/19 jür dis Eiſenbahner gebracht  
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hatte. Die Preiſe ſeien bis 1. Juli 1920 weiter geſtiegen, 

Es wurde hingewieſen auf eine gerade zwei Tage vorher in 

Mannheim hervorgetretene Bewegung unter den Potizei- und 

Genbarmeriebeaniten, die eine Entſchuldungöſumme von 1500 

Mark verlangt hatten, über die vorausſichtlich morgen hier im 

Hauſe berichtet werden wird. Auth der jetzige I. Budgetnach= 

trag befriedige nicht voll, man wolle es aber dabei belafj 

Was die Viertelung = ſtatt der Drittielung — mit 

Einrechnung der Funktionäre, d. h. der in den höheren Grup- 

pen namentlich aufgeführten Stellen, angeht, ſo wurde auch 

hier zunädjit eine ablehnende Stellung eingenommen. Der 

Beamtenbund ſei überhaupt gegen eine Drittelung, er ſei für 

tie Alterövorrüdung, alſo die automatiſche Vorrücung, ähnlich 

wie ſie in der Beſoldung3ordnung für die Lehrer vorgeſehen 

ift. Es wurde geltend gemacht, durch dieſe Drittelung könne 

es vorkommen, daß von dem gleichen Examensjahrgang, der 
eine ein paar Jahre früher in eine gehobene Sielle aufrüde 

als ein anderer. Schließlich aber haben ſich die Vertreter ber 

Beamten mit der Drittelung unter Einbegiehung der Funk- 

tionärſtellen einverſtanden erklärt, 

Was dann viertens die Verminderung des Aufwandes für 

das außerplanmäßige Perſonal anlangt, fo haben ſich die Ver« 

treter des Beamtönbundes bedingungölo8 mit der 48- Stun- 

den-Arbeitswode einverſtanden erklärt. 

Wegen der „durhgehenden“ Arbeitszeit wurde 

gewünſcht, daß die Beamten erneut befragt werden; für den 

Soll, daß die Mehrheit ſich, wie angenommen wurde, für die 

Nüdkehr zur geteilten Arbeitszeit ausſpräche, wurde gewünſcht, 

daß doch auch künftig für auswärts Wohnende nad Ausnähmen 

zugelaſſen werden ſollen. 

Dagegen wurde Wert auf die Beibehaltung des freien 

Samstag-NRahmittagd gelegt, ſodaß alſo am Samstag 

nur eins geringere Anzahl und dafür an den 5 übrigen Wo- 

Hentagen eine größere Zahl von Arbeitsftunden gearbeitet 

werben müßte. 

. Eniblich wurde auch die Erweiterung der Stellvertretung für 

erkrankte Beamte, inösbefondere bei den Profeſſoren; bei -denen- 

zur Zeit nur für 14 Tage Stellvertretung geleiſtet wird, eine 

ſolche für eine längere Zeit ohne beſondere Vergütung in Aus- 

ficht geſtellt. 1 = 

Bas ſchließlih den grundſäßlichen Abbau der Teue- 

rungö3zuſchläge vom 1. Januar 1921 ab betrifft, jo 

wurde hier entgegengehalten: Wenn das nach der Geſtaltung 

der - wirtſchaftlichen Verhältniſſe möglich ſei, ſo könne er 

natürlich auch bei uns in Frage kommen. 

Am Tage darauf, am lekten Samstag, iſt dann der Haus- 

Haltöausſchuß auf Grund dieſer Beſprechung mit den Vertre- 

tern des Beamtenbundes in die zweite Leſung des I. 

Nachtrags eingetreten. Auf Grund bes Ergebniſſes .der Ver- 

Handlungen mit den Vertretern des Beamtenbundes ſtellte er 

fich dabei anf folgenden Standpunkt: 
4. Die Abſtriche, die in der erſten Leſung gemacht wor- 

den find, follten einer nochmaligen Prüfung unterzogen wer- 

den; inöbejondere dort, wo ſich keine wirkliche Erſparnis, ſon- 

dern nur eine Verſchiebung auf die Poſition für außerplan- 

mäßige Beamie ergebe, ſolle die Wiederherſtellung dur<geführt 

werben. 

2. Bon der Abftufung ber Tenerungdgufhläge 

ſoll abgefehen werben, 
8. Bei der Einreihung in die’ gehobenen Stellen ſoll die 

DrittelungmitEinre<hnung der Funktionäre 

zu. Grunde gelegt: werden. 
Dädurch ergab fich dann Eine Gefamterfparnis von“ 

2969 000 M.   

Sie dürfen es dem Vorſikenden des Haushalt3ausſchuſſes, 
der bemüht war, die Verhandlungen zu einem noh vertret- 

baren Ergebnis zu leiten, nicht übelnehmen, wenn er ſein Ur- 
teil in die Worte zuſammenfaßt, daß diejes Ergebnis nicht 

befriedigend iſt. 
Wenn wir alſo troß redlicßhen Bemühens eine nennend« 

werte Minderung des Aufwandes nicht herbeizuführen ver« 
mochten, ſo liegt der Fehler in der Beſoldung8ordnung und 

nicht in der Einſtuſung: Die Grundgehalte find eben 

über das erträgliche Maß hinausgeſchoben, und es wird = 
dieſe Meinung ijt im Haushaltsausſchuß hervorgetreten = 
gemeinſam mit den andern Ländern eine Herabſehung der 
Grundgehalte zu erſtreben ſein. 

Ebenſo wird im Auge zu behalten ſein, daß bezüglich eines 
Abbaues der Teuerungszuſ<läge, wenigſtens vom 

1. Januar nächſten Jahres ab, ebenfalls gemeinſam mit den 
anderen Ländern vorgegangen werden muß. 

Mit Entſchiedenheit wurde im Haushalt8ausſchuß betont 
daß die richtige Beamtenpolitik nicht darin beſtehe, dem Ber 
amten große Gehälter in Papiergeld zu geben, ſondern daß 

fie in der Aufrechterhaltung unſerer“ Finanzen und in der 
Verhütung des Anwachſens unſerer Schuldenlaſt zu ſchern ſei. 
Dadurch werde weiterem Sinken der Kaufkraft des Geldes 
vorgebeugt und den Beamten mehr genüßt als burd eine 
Vermehrung ihrer Bezüge auf dem Papier. 

Nun iſt aber anſcheinend leider im Reiche aunädit 

keine Verminderung ber Grundgehalte zu erg 
warten; vielmehr ſteht, wie man aus den Zeitungen erfah- 
ren hat, bei der Reviſion der Beſoldungsordnung eine Steige- 
rung des Aufwandes in Ausſicht, Es ſoll hier eine Angleichung 
an Bayern erfolgen und ben Fehler, welcher im Reichstag 

hinſichtlich der, Perſonalreform. bei der Poſt. gemacht wurde, 
ſcheint man auch jeht noch nicht überwinden zu können. 

E3 wurde im Ausſchuß davon geſprochen, .daß nicht, nur von. 
den Arbeitern da und dort die Revolution zu einer Lohn- 
bewegung „mißbraucht werde, ſondern- daß. ſie, hie. und. 
da auch bei den Beamten zu einer Gehaltäbemegung mißbraucht 

werde, und der Ausſchuß hat es beshalb für nötig befunden, 

dem nach Berlin zu den Verhandlungen über die Reviſion 
der Reichsbeſoldungsordnung delegierten Beamten 

Nichtlinien mitzugeben, die ich Ihnen hier zum Shluß 
noch mitteilen will: 3 

3 joll erſtrebt werden: 

1. daß die gleichwertigen Beamtengruppen 

und. Beamten des Reiches, der Länder, Ge- 
meinden und öffentlichen Körperſ<aften bezüge 
lich der Höchſtgrenze der Bezüge ſowie bezüglich der Einreihung 
in die Vejoldungsgruppen gleich behandelt werde! 

2. daß aber den Ländern, Gemeinden und 
fentlichen Körperſchaften vorbehalten bleibt, 
unter der Höhftgrenge der Bezüge nach der Reichs- 

beſöldungsordniung zu bleiben und gleichwertige Beamten- 
gruppen und Beamte in eine niedrigere Vefoldungsgruppe 
einzureihen; 

8. daß Überſchreitungen der Höhſibezüge und 
die Einſtufung nach der Reichsbeſoldungsordnung nur zus 
läſſig ſein ſollen beim Vorliegen beſonders dringender Ver- 
hältniſſe und, ſoweit es die Länder angeht, nur mit Zus 
ſtimmung des Reich srats, ſoweit es ſich um Gemeinden 

und öffentlc<he Körperſchaften handelt, nur mit Zuſtimmung 
des. Staatsminifteriums; 

4. daß die gleichwertigen Beamtengruppemund 2% 

amtan der Länder, die nicht in ber Neihäbefol» 
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Sungsorbiwiig vorkommen, in den Länbebbeſoldungz- 
ordnungen möglichſt gleihmäßg eingereiht werden, 

Es wurde dazu feſtgeſtellt, daß nichts dagegen einzuwenden 
iſt, wenn die Ziffer 1. bis 8 dieſer Richtlinien für Länder, Ge- 
meinden und öffentliche Körperſchaften durch NReichs8geſeß für 
verbindlich erklärt werden. Wie uns aber der. Kommiſſär 
des Finanzminiſteriums mitteilte, waren bei der Beratung in 
Berlin für eine geſeßliche „Regelung nur Baden, Lübe> und 
Württemberg, für eine gleihmäßige Negelung im Wege der 
Vereinbarung noh Sachſen und Heſſen, Jede reichögefehliche 
Den werde aber von Preußen und Bayern direkt abge- 

nt. : 

Das iſt im weſentlichen das Ergebnis der. Beratungen des 
Haushaltöausſchuſſes, Auf die Anträge, die der Haushalts, 
ausſhuß zu den einzelnen Hauptabteilungen des Voranſchlags» 
nachtrages zu ſtyllen hat, wird dann von den einzelnen Ver 
richterſtattern zu den verſchiedenen Hauptabteilungen einzu- 
gehen ſein (Allgemeiner Beifall). 19:4 4396 nis 

Zum mündlichen Bericht des Haushaltsaus« 
Fhuſſes über die eingelnen Hauptabteilun« 

gun des I, Nachtrags zum Staatshoranſchlag 
für 1920 erhält fobann das Wort, und zwar zu Haupt» 
abteilung I: Landtags VE R 

*x 
Berichterflatter. Abg. Weißmann (So4)3 

Bet der Hauptabteilung I, Landtag, find nür wenige Ände» 
rungen zu verzeihnen. Anſtatt der vier Stenogräphen, bie 
planmäßig einrangiert werden ſollten, hat der Haushalt8aus« 
ſchuß beſchloſſen, nur 2 einzureihen. Somit kommen nur 9-| 

minus 2 Beamte in Frage und der Beſoldungstarif iſt des- 
Halb nur für 7 Beamte anzuſehen. Darnach iſt bei der Eins 
ftufung zu verfahren... Es. iſt alſo zu beantragen, .baß bie 
Hauptabteilung I, Landtag, genehmigt werde. 

Bu Sauptäbtetlüng IT: Staatsminiſterimm, erhärt 
an Steile des Berichterſtatters, Abg, Görlä<ex, das Wort 

Abg. Senvberf (Zentr.)2 
Bei ber Hauptabteilung IL ſind ainderingen gegenimer bem 

Nachtrag außer den in der Druckſache Nr. 8b aufgeführten, 
auf die ich verweiſe, nicht zu verzeichnen; ich beanträge Ges“ 
nehmigung. . ? 

Zu Saupfabteilung III: Winiſtetium bes Auswär- 
tigen, erhält das Wort G 

"Berichterſtatter Abg. Ihrig (©. Dem. P.): EK 
Auch zur Hauptableilung IN, Miniſterium des Auswärti- 

gen, iſt wenig au bemerken. Der HauShaltöausſchuß ſchlägt | 
dem Hauſe vor, dieſen I. Nachtrag mit folgenden Anderuns 
gen zu genehmigen: 4 

In den Erläuterungen. iſt als Vorbemerkung au feben: 
„Die hier angeforderten Stellen find mit jenen. der Haupt- 
abteilung II gegenſeitig übertragbar“. 

Bei „1 Miniſtexialdirektor, Gruppe 3 2“, iſt in den Er« 
fäuterungen beizufügen; „Künftig wegfallend"; ſtatt „2 Mini» 
fterialräte, Gruppe XIII“ iſt zu ſchen: „AlMinifterial- 
raf Gruppe XI, 1 Obertegierungsrat, Gruppe 
ZU"; in die Erläuterungen hierzu iſt beizufügen: „Die bei 
Borlage dieſes Nächtrags im Artte befindlichen Miniſterial- 
räte behalten ihre Bisherige Amtöbezeichnung mit hen Beziie 
‚gen ber Gruppe XIII”; bei „1 Miniſterialoberſekretät, Gruppe 
R" iſt in den Erläuterungen beizufügen: „Künftig wegfal- 
len8"; ſtatt „2 Büroinſpektoren Gruppe IX“ iſt zu ſehen: 
„1! Büroinſpektor, Gruppe 1X“; ſtatt „8 Oberſekretäre, 
Wruppe VIII“ iſt zu ſehen: „4 Oberjekretäre, Gruppe 

VIII" mit. dem Zuſake in den Erläuterungen „Ei 
| Grüppe VIII fällt fünjtig weg“, ONE 

„Bei Titel IT $ 1 üt ein Aufwenbungägelb von 50.000 M, 
für die Geſandſ<aft in ‚Berlin eingefekt.. Der Haushalts« 
ausſchuß ſchlägt Ihnen vor, dafür au jehen; „Aufwen 
we we em M, auſägliche Teuerungsbewilligung 

Der Veſolbungsbedärf beträgt hiernach bei: 
81 203 000 M. 
88 „Es 84 400 M. 
8 2a 9400 M. 

SS, 133 300 7, 
ſo daß die Summe bon Titel I beträgt 400100 M. und die Gejamtfumme ber Hauptabteilung III mithin 682 700 M. Ihr Ausſchuß erbittet Ihre Genehmigung 

Zur Haunbtabteit ; i EDI eilung IV: Finatnäminiſterium, erhält 

Veorichterſtattex Abg. Seubert (Zentr. 5 
Die Änderungen, bie in der Gauptabteifur ( miniſterium) zu verzeichnen 9% RAKE a Drudj. Nr. 8b. I< will deswegen auf die einzelnen Ande: zungen nicht eingehen und. bemerke nur noh, daß geftrichen worden ijt in ber Sauptabteilung IV. Titel 1,8 1,4 Nas fiele, Giatt 47 Beamte heißt es in der Schlußzuſammen« Leung 18 Beamte, Se EE 14225 3 ei Titel I1, Abteilungen für Domä Y“ Fo hä ſten, iſt 1 Forſtrat geſtrichen ee a ann domänenberwaltung find 2 Kanzleiaffiftenienftellen geſtrichen worden, weil die Anwärter die Vorbedingungen für die etat- mäßige AnſteJung noch nicht erfüllt haben, Im übrigen | ?ann id) nur verweiſen euf bie Änderungen, bie in der Erlen = aufgeführt worden find, tach dem I, Nachtrag find vorgeſehen 30.700 080 für ® EEE WIE den Beſchlüſſen des Fer ng > hujje “- Wir haben all i iB au bergeichnen bon 140580 M. Dabei 9 u x Aubegehätter und Ginterbliebenenberforgung, bei ber Bera« tung im Haushaltsausſchuß ausgefeht geblieben 
Der Haushaltsausſchuß kommt zu dem Antrags Der Landtag wolle den I, Nachtrag zum Staatövoranſchlag | für 1920, Hauptabteilung IV, Finanzminiſterium, ſowie An- Inge 1 zu Hauptabteilung IV, Amortifationst, eit fü , ‚alle, ſowei den Perſonalaufwand betreffen, mit den in pi geführten Änderungen genehmigen. kr 
Zur Hauptabteilung V: Mi ; 

| erhält das Wort: 5 6 V: Miniſterium bes Zunern, 

MAUL Abg. Sc<hneiveor-Heidelberg (Zentr: m ganzen iſt in Hauptabteilung V ‚eine Merri ' der angeforderten Stellen um 36 eefölgt, ee grundjäbligen Stellungnahme des Haushaltsausſchuſſes kann | ich auf die Ausführungen des Herrn Vorſikenden Bezug nehs men und erwähne nur noh, daß in Ti ini rium 4 anſtalt 8 Deinifierateke en Beni wurden und bei „6 Oberregierungsräte, Gruppe KILL“ in ja Erläuterungen beizufeßen iſt: „Hierunter 8 Beamte, Bas bei ber Vorlage dieſes Voranſchlagönachtrages als Miniite kialräte im Amt waren und ihre bisherige Amtöbegeichnu: 4 u u den der Gruppe KIT behalten.“ X ie Nebengehalte wurden beſon e ergeben fich auß der Drudj, Nr. u a m Miniſterium 16 Stellen in Wegfall gekommen. Die Erfpar- nis an dem Beſoldungsſol ergibt fich gleichfalls aus 2   Drucſache.  
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Bei: Titel IL, Landeskommiſſäre, find 2 anſtatt 

8 Oberverwaltungsſekretäre bewilligt worden. Die Stelle 

eines Verwaltungzaſſiſtenten kam in Wegfall, infolgedeſſen 

2 Beamte weniger. 

Bei Titel II, Berwaltungsgerihtshof, findet 

eine Änderung nur in der Richtung ſtatt, daß ſtatt „1 Amts» 

gehilfe, Gruppe IIT“ zu ſehen iſt: 1 Hausmeiſter, Gruppe III 
mit dem Zuſah in den Erläuterungen: „Der Inhaber der 

Sielle erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Gruppe IV“ 

aus dem in ber Drudfahe angegebenen Grunde. 

Bei Titel IV; Verwaltungs8hof, wurde ein Revi- | 

fionsinfpeftor, Grlppe IX, geſtrichen. G8 war dafür zu ſeße 

9 anſtatt 8 Oberreviſoren Gruppe VIII. Eine Stelle mehr ü 

folge Wegfalles ber Stelle des Nebifionsinfpeftors. Bezüg- 

Ti) der Hausmieiſter und Amtsgehilfen erfolgt eine Anderung, 

die aus ber Druckſache erſichtlich iſt. 
Was Titel V, Begzirk8verwaltung und Polizei, 

anbelangt, fo wurde hier von der Neuregelung der Einſtufung 

der Oberamtmänner uſw. abgeſehen; dieſe iſt der Reviſion 

der Befoldungsorbnung vorzubehalten. Die Drittelung hätte 

Hier. wegen der zahlreichen Beförderungöſtellen in der Zen- 

trale ein gang. unbefriedigendes Ergebnis gebracht, und der 

Ausſchuß ſchlägt deshald die ın der Druckſache 8b Seite 9 vor» 

geſehenen Zahlen für die einzelnen Beſoldungsgruppen vor. 

Quch hier ſind die Nebengehalte im einzelnen feſtgeſtellt. Das 

nähere ergibt fich gleichfalls aus ber genannten Drukſache, 

Sm ganzen find 13 Stellen bei der Begirksverwaltung und 

Polizei weggefallen. 

Bei Titel Vl, Eichweſen, 3 1, Obereichungsamt, 

wurde ein Verwaltungsaffiitent geſtrichen. Der Nebengehalt 

eines Beamten wurde feſtgeſtellt, Bei 8 6, Eichämter, wurde 

in' der Erläuterung hinzugefebt, daß ein Beamter für feine 

Berſon bie Bezüge der Gruppe VII erhält, weil er vorher 

Jeitender, Gihmeifter im elſaß-lothr. Reichsdienſt war. 

; Bei Titel IX, Badeanſtalten, wurden für bie Bade 

anſtalt Baden, als auch für die von Badenweiler die in den Nach- 

"trag aufgenommenen Stellen des Badearztes geſtrichen, weil 

«3. fich hier nicht um einen planmäßigen Beamten handelt. 

Die Bezüge der Badeärzte wurden am Schluß unter Ziffer 8 
beigeſeßt und zwar in der Faſſung: 1 Badvarzt nach F8 des 
alten Gehaltstarifs, Gehalt 990 M. und die geordneten Teue- 

xungsbezüge, wie ſie in der Druckſache bezeichnet find, 
Titel X, Allgemeine Siherheitspoligei: Bei ! 

der Gendarmerie wurde 1 Zahfnteifterftelle in Gruppe VI 

+ geitrihen und dafür eine weitere Wachimeiſterſtelle genehe 

migt. Es iſt zu feßen ſtatt 63 Oberwachtmeiſter 49 und ſtatt 

870 Wachtmeiſter. 371. - Das nähere ergibt fich aus Drud- 
ſache 8b. Bei ber Eidjerheitspolizet iſt ftatt „6 Waffen- 
meiſter, Gruppe V“ zu ſehen: 41 (anſtatt 36) Hauptwacht- 

meiſter, Gruppe. V und ſtatt 74 Oberführer oder Führer, 

Gruppe VI: Gruppe VI oder VIL Ebenſo in der nächſten | 

Zeile: 6 Oberführer oder Führer (Verwaltung), Gruppe-Vl od.VIT, | 

„Titel XI, Für Förderung der Gewerbe: Hier 

"erfolgten bie in der Druſache Seite 18 bezeichneten Ände» 

zungen, ebenſo bezüglich der Nebenſtelle Furtwangen. 
Titel XI], Förderung der Landwirtſchaft: 

Es wurde bei der landwirtſchafilihen Winterſchule und den 
Wanderlehrern 1 Stelle abgejegt: alſo 21 ſtatt 22. 
Beim Titel XII, Statiſtiſches Landesamt, iſt 

in 8 4 die Stelle eines Amtmanns in Gruppe X geſtrichen, 
2 (anſtatt 3). Alſo im ganzen find es 36 Stellen weniger. 

Bei Anlage 1, wo die Beamten des Bad. Frauenvereins 
aufgeführt find, iſt in der Erläuterung zu „1 Generaljetres 
där B Ziff. 1” beigufeken: „Bei Abgang des derzeitigen In- 

habers iſt die Stele nur nach Gruppe XIII zu beſetzen.“ 

  

Das ziffernmäßige Ergebnis dieſer Anberungen ergibi fi 
aus der Zuſammenſtellung auf Seite 16. 
Der Haushaltsausſchuß bittet, ſeinem Antrag entſprechend 

den Nachtrag zu genehmigen. 

In Verbindung mit dem Bericht über die Hauptabteilung V; 
Habe ich noch über ein Geſuch des badiſchen Amis 
rebiforenbereind um Einreihung der reh» 
nungsberftändigen Beamten der Bezirk3« 
ämterin die Beſoldungöordnung zu berichten. 

In dem Geſuch wird darauf hingewieſen, daß für die Ber 
airksämter Rehnungsinſpektoren nicht angefordert ſind. Es 
wird die Bedeutung der den Amtsreviforen in Ausübung der 
Staatsaufſicht zukommenden Aufgaben hervorgehoben. Bet 
Beratung des Tarifs ſei die Anregung, derartige Stellungen 
auch für die Bezirföämter zu ſchaffen, unberüdfichtigt ges 
blieben, weil die Amtsreviſoren in den Mittel- und Zentral« 

ftellen eine Reihe gehobener Stellen in den Gruppen IX—XI 
Hätten. Dieſe Stellen ſtänden aber ben Amisreviforen für 
fich allein nicht zur Verfügung. her hatte die Kategorie 

einige Siellen in F 1 des Geholistarifd. In der Befoldungs« 
ordnung, Gruppe IX, ſind Bureauinſpektoren der fünf größten 
Bezirksämter vorgeſehen, die mit Oberverwaltungsſekretären 
beſebt werden. Die Reviſoren mit ſonſt gleichen Anforderuns 
gen an die Vorbildung, aber mit zwei Dienſtprüfungen, kom» 
men dagegen in Gruppe VIII. Im I. NaHtrag zum Vor» 
anſ<lag ſollten gleichfalls 5 BureauinſpektorenſieJen für 
Amtöreviſoren eingeſtellt werden, um damit einen offenkun» 
digen Fehler zu beſeitigen. = 4 

Das Geſuch geht dahin? a 

a) im I. Rachtrag zum Staatsvoranſchlag 5 weitere Bureaue 
infpeltorenftellen (Gruppe IX) vorzuſehen mit der 
Maßgabe, daß dieſelben mit Amtsreviſoren auf den 

- wichtigſten Amiscevifionen der Bezirksämter zu beſezen 
find, 

b) zu genehmigen, daß dieſe Bureauinſpektorenſtellen bei 
der Reviſion der Beſoldung"ordnung in eine Anzahl von 
Rednungzinſpektorenſtellen bei den größeren Bezirkö» 

* ämtern umgewandelt werben, welche den nach Umfang 
und Aufgabenkreis hierzu geeigneten und vorhandenen 

Stellen entſpricht. 
Der Ausſchuß glaubt, daß dur<h ein. Vorgehen, wie es 

unter a) des Geſuchs gewünſcht wird, eine Korrektur der 
Beſoldung3ordnung durHh den Nachtrag einireten würde. 

Oberrebiforen find in der Beſolvung3ordnung beſonders auf» 
geführt, und Stellen, die für eine Gruppe vorgeſehen find, 
können nicht auf eine andere übertragen werden. Bei aller 
Anerkennung der Bedeutung der Aufgaben der Amtsreviſoren 
ſei dem Geſuch nicht zu entſprechen, 

Das Geſuch zu b) hängt mit dem unter a) zuſammen. 
Der Reviſion der Beſoldungsorbnung kann in der von den 
Gefuhftedern gewünſchten Weiſe nicht vorgegriffen werden. 
Vm den berechtigten Wünſchen der Amtsreviforen auf dem 
jeht möglichen Weg entgegenznkommen, ſchlägt der Ausfhuß 
vor, ſtatt nur einem Drittel eine etwas höhere Zahl von 
Oberreviſorenſtellen in Gruppe VIIL zu genehmigen. Das 
Nähere iſt auf Seite,10 in der Druſache Nr. 8b zu erſehen. 
Dieſe Maßnahme kofimt den einzelnen Amtsreviforen, yie bei 
Hem Vorhandenſein von Stellen in Gruppe IX die Mögliche 

teit hätten, in dieſe einzurücen, wat nicht zugute, wohl aber 
dem Stande als ganzem, 2 x 

Der Ausſchuß kommt zu dem Antrag: 
Biff. a) des Gefuchs wolle durch die Beſchlußfaſſung 

sum-I. Nachtrag zum Staatzvoranſchlag für das Nech- 
nungsjahr 1920 für erledigt erklärt und Ziff. b) der Mes   gierung zur Kenninignahme überwieſen werden, 

- 3113 „62. öffentliche Sikung om Wättwoch, dein 4 Auguft 1926, 

Zu Häuptadteilung VI: Juſtia miniſterium, 
erhält das Wort 

Berichterſtatter Abg. Dr. L eſe x: (DO, Dem. P.): 

Im Namen-des Haushalt3ausſchuſſes hebe ich zu beantra- 
gen, der Landtag wolle dem 1. Nachtrag zum Voranſchlag des 
Juſtizwiniſteriuns! ix der Faſſung der Ausſchußbeſchlüſſe; wie 
fie Ihnen anf Seite :257und 26 der Druckſache Nr. 8b. vor- 
liegen, feine Zuſtimmung geben. = 

' Im allgeüteinen kann ich mich auf ben einleitenden Vortrag 
des Herrn ftellvertretenden Rorfigenden bes 
Haushaltsausſchuſſes beziehen. JH habe im einzelnen nur 
folgendes hinzuzufügen? ; 

Die grundſählich angenommene Drittelung mit Ein- 
ſchluß der Funktionärſtellen konnte beim Juſtizbudget im In- 
tereſſe de3 Anſehens der Rechtöpflege nicht aufrecht er- 
halten werden. Es wurde daher zugunffen der Richter, und 

- zwar ſowohl der Richter an den Land- wie am den Amts8gerich- 
ten, eine Ausnahme gemacht. Auch zugunſten der mittleren 

Juſtizbeamten iſt vom Grundſaß der Drittelung mit Einſchluß 
der Funktionärſtellen abgewichen worden. Einzelheiten hier- 

„Über vorzutragen, werden Sie mir erlaſſen, und dies umſomehr, 
als wir bei der Neviſion der Bejoldungsordmmumg auf die ganze 
Frage zurückzukommen haben werden. | 

Die Einftufung:der einzelnen Richter in die Gruppen X und 
(XI der Befolbumgsorbmung erfolgt nach den uns bon. ber Ju- 
ftigberwaltung gegebenen Nachweiſen derart, daß :vom Stand- 
punkt der Unabhängigkeit ber Rechtspflege keinerlei Bedenken 

„Beſtehen. . . en vans 
Wag die. zu angeforderten. Stellen anlangt, ſo. 

»Tite4 V.Amtögerichte, die drei FJ. ge 
„Helfer einſtimmig bewilligt. worden... Zwei. davon ſollen ih 
Mannheim, einer in Karlöruhe tätig werden. In Karlsruhe 

fol, noch eim weiterer. verfragsmäßig beſchäftigt erben, .. 
Im- Titel VEN, Fürforgeergiehung, find neus 

"Stellön angefordert/die mit der Übernahme“ der Erziehungs 
anſtalten tn Hüfingen, Weingarten und Ginsheim a. 5. Elſenz 
“tur den Stat int Zuſammenhang ſtehen: Es liegt uns hier. 
über eine beſondere Denkſchrift vor. Der Ausſchuß war der 

"Anſicht, daß biefe Denkſchrift erſt zuſammen mit dem IT. Nach- 
trag, alſo mit ber Berkung über den Sachaufwand behandelt 
werden joll. Dis im 1. Nachtrag enthaltene Einſtufung fol 
vorbehaltlich der grunbfählichen Entſcheidung über die Denk- 
ſchrift mit den darin dem Landtag zur Genehmigung vorge: 

„legten Verträgen denehmigt werden. Selbſtverſtändlich ſollen 
int feinem Falle die harikativen Vereine, der Carita3verband, 
der Sandesberein für Innere Miſſion und der Verein zur 
Rettung ſittlich berwahrfofter Kinder, aus der Arbeit, die hier 
157 ihnen im öffentlichen Intereſſe übernommen wird, Schaden 

er, “ u 

ie Einmahmen fol erſt beim MM. Nachtrag 
- zum Staatävoranſchlag. beraten werben. £ 
* "Die gefamten-Abftride, die der Haushaltsausſchuß im’ Ges 
biete des Juſtigbudgets“ vorgenommen hit, machen ben Betrag 

* von 134 200 "M, . aus.“ “ Wenn dieſe Summe gering erſcheint, 
dem darf ich ſägen, daß der Voranſchlag des Juſtizminiſteriums 
nach Anſicht-Fhres" Ausſchuſſe8 von vornherein beſonders forg« 
fältig aufgeſtellt war, wie auch die von der Juſtizverwalking 
„im Ausſchuß mitgeteilten ſtatiſtiſchen Nachweiſungen fich durch 
beſondere Sorgfalt auszeichteten, Gleichzeitig iſt die Beratung 
‚Aber das Juſtigbudget im Ausſchuß ſehr gründlich geweſen; 
für den Vortrag im Plenum darf Ihr Berichterſtatter bei der 
Beichäftslags char wohl auf Ahr Einverſtänduis ‚zählen, wenn 

er ber Anſicht iſt, daß hier in Wahrheit dis Würze in der 
Kürze liegt (Beifall). : 
Zu Hauptabteilung VIE, Miniſſerium des Kultus 

und Unterrichts, erhält das Wort 

Berichterſtatter' Abg. Sto >inger (Sog): 
Auch ich werde mich bemühen, ſo vaſch als möglich mit der 

geſiellien Aufgabe fertig zu werden. a 
Ich beziehe mich auf den Drudberiät, den Sie in Händen 

haben, und ‚auf die ausführlichen Darlegungen, die der, ſtell- vertreiende Vorſikende des Haushaltsausſchuſſe3, Herr Abg. 
Dr. G1o&n er, gemacht hat. Von ihm hörten Sie, daß, durch 

bie, woHenlange Arbeit. im Haushaltöausſchuß in der. geſamten 
Staatöverwaltung 150 Stellen zum Abſtrich. gekommen. find, 
Davon entfallen auf die Hauptabteilung des Miniſteriums 
für Kultus und Unterricht allein 72 Stellen, und zwar 26 
Stellen bei den 3, Hochſchulen. und 46. Stellen bei den übrigen 

I Zeilen der Verwaltung, die dem Miniſterium unterſtehen. Im 
einzelnen. ſind die Streichungen folgende: u 
Titel 1. 8 1 Miniſterium: - ' 1 Muſikinſpektor “Gruppe x 

„H. 811 Kultus tevangel.) + Finangamimanı. „X 
“- 70.1. 8-1 Sochſchulen 2 "X 

2 © 

2 techn. Aſſiſtenten 
1 Verw.-Aſſiſtent 

; 4 Pedelle, Pförtner“. 
. 1 Laborant 4 

8 3- (Freiburg) 194.0. Profeſſor - ” 
EE -2-wiſſenſch. Hilfsarb. 

VerwäAſfiſten 
-4 techn: Aſffiſtantt 

1 Oberpedel 
4 Bedelle, Pförtner 

Sei 234 zeig sub Laborant 5 
85: (Marlörube). 1 ordentl, Profeſſor. 

1 Bibliothekar 

1 Amtsgehilfe . + 
I 8 9 Gymnaſium 2 Turnlehrer 

8 17-Turnlehrer- . 
bildungsanſtalt 1 Turninſpektox - 

819 Realanſtalten 2 Direktoren 
11 Profeſſoren 

3 

822 Höh. Mädchen- 
ſchulen - 1 Beidienfetier 

Ix. 8 33 Gewerbeſchulen 3'Gewerbelehrer 
1 2 Handarbeit3- 
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2 f lehrerinnen 
8 38 Handelsſchulen 10 Handelslehrer 

IV. 5 43 Kreidſchulämter 2 Oberberwaltungs- " fetreiäre Me 

| 9.389 Blinde und 5“ 
Taubſtummen» - 
anſtalten: 2 Tanbſtummenlehrer 
zuſammen 72'Stellen. ER It einzelnen will ich auf folgendes hinweiſen: " * ; “= SEIT 8b auf Geite 27 haben fich zu Litel 1, ! thifterium, noch folgende Anderung ergeben: 2 

‚ss mu dort heißen: ſtatt 1 werden-9 RESITERRESEIATE ber Zentralbehörden — gebrudt ſtehen tier- 8. — 

-<
. =   Gruppe X, angefordert. Die Erlä "hat 4 . ; ' en ihn Hit m  



5078 - 89. öffentliche Sihung am Mithöcih, bei 4. Auguſt 1090, ? 2 8118 

„Die fünf bei Vorlage bieſes Vudgeinachtrags im Amte, bes 

findlichen, nicht ohnehin nach Gruppe XII einzureihenden 
Hilfäreferenten erhalten die Amtsbegeichnung „Oberregie- 

zungsräte“ und die Bezüge nach Gruppe XI1." 

Der übrige Teil diejes Abſchnittes wird geſtrichen. 

Dann muß es ſinngemäß unten heißen: Infolge der Anfor- 

derung einer vermehrten Zahl von Negierungsräten, Gruppe 

X, kommt die beſonders Anforderung von 4 Amtmännern als 

Hilfsarbeiter. bei Zentralbehörden, Gruppe R, in Wegfall, 

fowie eines Profeſſors als Hilfsarbeiter bei Zeutralbehör- 

den, Gruppe X. 
Auf Seite 34 und 36 werden die Nebenbezüge darge- 

ftellt, die als Nebengehalt und Dienſizulage gewährt werden. 

Zunächſt bei der Univerſität Heidelberg. U. a. kommt ein 

ordentlicher Profeſſor al8 Kreisoberhebearzt für die Kreiſe 

Mannheim, Heidelberg und Mosbach mit jährlich 600 M. 

künftig in Wegfall, und ebenſo muß bei der Univerſität Frei- 

burg ein ordentlicher Profeſſor als Kreisoberhebearzt für die 

Kreiſe Freiburg, Lörrach und Waldshut mit 600 M. jährlich 

zünftig wegfallen, was hier nicht verzeichnet ſteht, Bei dieſer 

Gelegenheit will ich darauf aufmerkſam machen, daß die Ne- 

bengehalte und Dienſtzulagen bei den. Miniſterien einer ſiren- 

gen Durchſicht unterzogen worden ſind. Auch im Unterrichts- 

miniſterium ijt eine Reihe von Streichungen vorgenommen 

worden. 
Seite 39 ſtehen die Realanftalten. Hier erfahren Sie, 

daß die Realſchule in Karls ruhe zunächſt nicht zu einer 
neunklaſſigen Anſtalt ausgebaut werden ſoll, der Ausbau viel- 
mehr zurüdgeſtellt wird. Weiter werden ſtatt 38 Direktoren 

jech3» und. ſiebenklaſſiger. Anſtalten nur 81 angefordert. Auch 

die Realſchulen in Raſtatt und Pforzheim werden 
gurüdgeftelt. Dazu hat der Ausſchuß folgende Stellung ein- 
genommen und jeine Stellungnahme durch zwei Anträge 
an das Hohe Haus begründet, Der Gaushaltsausihuß 

beantragt: 

Der Landtag wolle beſchließen, daß bezüglich der be« 

ſtehenden Realanſtalten im Wege der Verhandlung mit 

den beteiligien Gemeinden die Beiträge zu dem perjün- 
Iichen Aufwand in einer den heutigen Verhältniſſen an- 

gemeſſenen Höhe alsbald neu feſtgeſeht werden. 

Wenn das Hohe Haus dem Antrage ſtattgibt, wird das eine 
weſentliche Velaſtung der Gemeindekaſſen bedeuten; cs wird 
nicht mehr ſo ſein, daß die Gemeindekaſſe etwa 2400--2500 M. 

für das Gehalt eines Profeſſors zu zahlen hat, ſondern es wird 
fich um einen Betrag handeln, der das 6--7fache des eben» 

genannten erreicht, Welche Höhe der Beitragsleiſtung endgül» 

tig feſtgelegt wird, wird der Landtag erſt ſpäter zu entſcheiden 
haben. Der Antrag wurde im Haushaltsausſchuß einſiimmig 
angenommen. % 

Der-zweite Untrag des Haushalt8ansſchuſſes lautet: 

Der Landtag wolle beſchließen, daß die Errichtung und 
ber Ausbau weiterer Realanſtalten ſolange abgelehnt wird, 
bis die Beitragsleiftung der Gemeinde zum perſönlichen 
Schulaufwand der neu zu errichtenden oder auszubauen. 

den Anſtalt auf Grund der neuen Verhältniſſe neu gere» 
alt iſt. 

Der Antrag iſt angenommen worden mit 13 genen 2 Stim» 
men. Ich habe von einem meiner Parteifreunde ges 
hört, daß der Gemeinderat * in - Raſtatt bereits 
feine Bereitwilligkeit erklärt hat, die Höheren Auf- 
wendungen zu übernehmen. Ah kann mit der gleichen Ve- 
ſtimmtheit,- ſoweit es Pforzheim betrifft, eine Erklärung 

micht abgeben, Die Verwaltung hatte noh keine Gelegenheit, 

gleiche Stellung eingenommen Werben wird wie in Raſtatt 

(Abg. Dr. Schofer; Hoffentlich). Z 
Zh will aber, da mein Parteiſreund Mellert hier nicht 

das Wort ergreift, ſagen, daß es ſo raſch als möglich zu Ver- 

Handlungen mit dem Gemeinderat Raſtatt kommen ſoll, die 
hoffentlich zu einem guten Abſchluſſe führen werden. i 

Im Zuſammenhang Hiermit fieht ein Geſuch des Ver- 

bandes der badiſchen Lehramtspraktikanten 

um Erhöhung der Zahl der planmäßigen Stel 

len für dieſe Beamten. Der Haushaltzausſchuß be 
antragt: 4 

Der Landtag wolle beſchließen, das Gefuch der Landes“ 

vereinigung bad. Lehramtspraktikanten um Erhöhung der 
Zahl der planmäßigen Stellen für dieſe Beamten als 
durch den Beſchluß im I. Nachtrag zum Staatsvoranſchlag 

für erledigt zu erklären, 

Wenn die beiden Anträge, die ſich auf die Beitragsleiſtung 
der Gemeinden beziehen, im Haushalt8ausſchuß nicht geſtellt 
und nicht zur Annahme gelangt, wären, ſo wäre damit zu 
rechnen geweſen, daß 18 weitere Stellen infolge der Erriche 

tung von Realanſtalten mehr angefordert worden wären und 
zwar 6 in Raſtatt, 3 in Pforzheim und 4 in Kehl. So muß 
es bei der Anforderung von 4 Stellen verbleiben für die Real- 
jſehule in Kehl, die aus Gründen, deren Erörterung nicht 
hierher gehört, anders behandelt wird wie die Anſtalten in 
Karlruhe, Pforgheim und Raſtatt, Der Haushalt3ausſchuß 
bedauert, daß dem Geſuche des Landesverbandes der badiſchen 
Lehramtspraktikanten nicht in größerem Umfange hat entſpro- 

hen werden können. Die Begründung in der Petition iſt als riche 
tig und zutreffend anerkannt worden. Aber die Verhältniſſe ſind 
oft fiärker als. unſer Wille und die Herren müſſen ſich mit 
dem beſcheiden, as wir durch unſere Arbeit im Haushalts- 

ausſchuß haben erreichen können, 

Das iſt im großen und ganzen, was ich Jhnen mitzuteilen 
habe. Über den Voranſchlag des Miniſteriums des Kultus und 
Unterrichis, ſoweit es ſich noH um den katholiſchen 
Oberſtiftungsrat und den evangeliſ<hen Ober- 

kir<henrat handelt, will ich nur die eine Bemerkung machen, 

daß auch da in gleich ſparſamer Art Stellen angefordert wor- 

den find. Dem Wunſche des Miniſteriums in dieſer Richtung 
haben beide kir<liche Organiſationen Rechnung getragen. 

. Ich glaube, Hiermit im weſentlichen das vorgetragen zu 
haben, was zum Etat gehört (Beifall). 

Im Anſchluß hieran erhält auf Vörſchlag des Präſiden- 
ten zum mündlihen Bericht des, Shulauss 

ſchuſſes über das Geſuch des Gemeinderats Waldkir<, 

um Errichtung einer ſtädtiſch-ſtaatlihen Nealſchnle in Wold- 

tir< — Ziffer 9 der Tagesordnung — das Wort 

Abg. Wiedemann (Zentr.): 

In Waldkirch beſtand. ſeit etwa 30 „Jahren eine bklaſſige 
Privatrealſchule mit Erziehungöheim von Dr. Plähn. Durch 
tie Ungunft der Zeitverhältniſſe jah ſich Herr Dr. Plähn 
gezwungen, dieſe Anſtalt mit Schuljahresſchluß 1920 aufzu- 
heben, Von der Stadt Waldkirh und den Nachbargemeinden 
wird dies ſehr beklagt, Der Gemeinerat Waldkirch iſt deshalb 
an das Unterrichtsminiſterium mit der Bitte herangetreten, 
daß der Staat ſich im Falle der Übernahme der Schule durch 
den Staat an den Vetriebskoſten derſelben finanziell in glei» 

Ger Weiſe beteiligen ſolle wie an den übrigen 6 Klaſſen-Neal» 
ſchulen des Landes. 
Das Unterriteminifterium hat aber eine Verſtaatlichung   Stellung zu nehmen. Jh nehme aber an, daß dort die 
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62, öffeniliche Sikung am 

die Schule als nichtſtaatliche Anſialt der Gemeinde nach 8 183 
xnehmen. Weiter hat das Unterricht3- 

niſterium erklärt, daß eine jſtaatlihe Mitwirkung nur für 
1 Fall der Errichtung einer Bürgerſ<hule, in 9 

zung an die Volksſchule (8 38 des Schulgejekes), 
geſiellt werden könne. 

In einer Zuſchrift an Iren Schulausſchuß weiſt die Negie- 
zung auch auf den Beſchluß des Haushaltsausſchuſjes hin, wo» 
nach Ausbau oder 
Neuerrichtung bon alten zurücge werden jollen, 
Lis die Frage.der Verteilung des Aufwandes zwiſchen Staat 
und Gemeinde ihre Regelung gefunden habe. Die Regierung 
gab in ber Au zung die Erklärung ab, daß der neu zu 

erſchule in Waldkirch derſelbe Lehrplan zu 
t werden joll wie einer Nealſchule, daß auch 

eine 6. Kaſ 1 . Weiterhin n die 
Regierung darauf eine Bürgerſchule nach 8 38 des 

efehes eine gang erhebliche Verbilligung des geſamten 
Uufwands bedeuten de, die dem Staat und der Gemeinde 

öugute käme. 

Der Schulausſchuß hat das Geſuch eingehend beraten und 
kommt auch in Konſequenz der Entſchließung des Haushalts- 
ausſchuſſes, von dem ſoeben der Berichterſtatter, Herz Abg. 
Stodinger, ſprach, zu folgendem Antrag: 

= Der Landtag wolle die Eingabe der Stadt 
Bablirh in dem Sinne der Regierung em- 

pfehlend überweiſen, daß die Unterrichts- 
verwaltung nah der allgemeinen Regelung des 
Beitragsverhältniſſes der Gemeinden zur Dedung des 
Aufwandes der Nealſchulanſtalten mit der Gemeinde 
Waldkirch in Verhandlung eintreten ſolle, um an Stelle 
der einſtweilen ala Proviſorium eingurichtenden Sklaſ- 
ſigen Bürgerſchule eine 6klaſſige Realſchule treten zu laſſen. 

Ad bitte Sie, dem Antrag des Schulausſchuſſes zuzuſtimmen. 

Zu Hauptabteilung VI: Arbeitösminiſte- 
rium, erhält ſodann das Wort 

Berichterſtatter Abg. Dr. Glo&ner (©. Dem. P.)2 

In Vegug auf die Hauptabteilung VII — Arbeitsminiſte- 
rium — darf ich quf Seite 16 und ff. der Druckſache Nr. Sb 
verweiſen. Ich brauche dem weiter nichts beizufügen. 

Nur ein Wort bezüglich der. Lande3verſicherungs- 
anſtalt, bei der in einem größeren Umfang den Anträgen 
des Wefamtvorſtands ſtattgegeben wurde, als der Staatzvor- 
anſchlag das vorſah. 

Der Ausſchuß war der Meinung, daß, da der perſönliche 
Aufwand von der Anſtalt felbſt getragen wird, auch den be- 
ſonderen Bedürfniſſen, den Wünſchen und Anträgen des Ge» 
ſamtvorſtand8. in einem weiteren Umfang ſtattgegeben werden 
ſollte. 

Bezüglich der Nebengehalte, die in der Drudſache Nr. 8b 
beim Arbeitsminiſterium überſehen waren, darf auf die Drud, 
fache „Zu Nr. 8b" verwieſen werden. 

Ich habe ſodann noch Bericht zu erſtatten über 2 Petitionen, 
die in dieſer Budgetabteilung einſchlagen. 

Die eine iſt das Geſuch des Geſamtvorſtands der 
Zandesberſicheru neßanftalt wegen der Eim 
reihung der Beamten der Landesverſiche« 
rungsanſtalt. Darüber habe ich vorhin ſchon daz 
Nötige geſagt.. Der Ausſchuß hat geglaubt, dieſem Geſuch 

Mittwoch, den 4, Auguſt 1920, 

1 Beamten, während bezüglich der oberen Beamten, die Regie- 
zungövorlage Annahme fand. 3 

Der Haushalisausſchuß ſchlägt deshalb vor, dieſes Geſuch 
als durch die Beſchlußſaſſung zum 1, Nachtrag als erledigt 
au erflären. 
Weiter liegt ncd vor ein Geſuch des Landſtraßen- 

wärtervereins um etaimäßige Anjtellung 
ber Sanbftraßenwärter. Dieſes Gejuh dat 
inzwiſchen feine Erledigung gefunden dur< bie Aufs 
nahme der Landſtraßenwärter in die Beſoldungsordnung 
und durch dieſen Budgeinachtrag, in dem von der Möglichkeit 
der planmäßigen Anſtellung der Landſtraßenwärter vereits 
Gebrauch gemacht wurde, wie ich ſchon in meinem einleitenden 
Vortrage erwähnt habe. Der Antrag bes Ausſchuſſes geht 
deshalb ebenfalls dahin, dieſes Geſuch als durch die Beſchluß 
faſſung zum erſten Nachtrag erledigt zu erklären. 

Der Geſamteffekt der Abſtriche beim Arbeit8mini rium iſt 
ine Minderung der Anforderung um 607310 M. Es ſind 

in dieſer Hauptabteilung im ganzen 35 Stellen geſtrichen 
worden, die ſich auf die Gruppe III mit einer Stelle, auf 
Gruppe IV mit 4, auf Gruppe V mit 12, auf Gruppe VI mit 
18, und auf Gruppe VIII mit 5 Stellen verteilen. 

Der Haushaltsausſchuß beantra ch 
Der Laudtag wolle den I. Nachtrag zum Staais3bor« 

anſchlag für 1920, Hauptabteilung VIII, Arbeitsminifter 
rium, mit den in Drudfade 8b und „Zu 8b"aufgeführten 
Änderungen genehmigen. 

Zu Sauptabteilung IX: Oberrehnungskammer, fos 
” gleichzeitig zu Hauptabteilung X: Murgwert, erhält das 

ort 7 5 3 2 

Berichterſtatter Abg, Häbermehl (D-Natl. Vp.)2 
Wenn Kürze wirklich die Würze des Berichtes iſt, dann were 

den meine beiden Berichte beſonders gewürzt ſein. Zu Haupts 
abteilung IX == Oberrechnungskammer — brauche ich“ gar 
nichts zu erinnern. ' Es iſt dabei vom Haushaltsausſchuß gar 
nichts geſtrichen und infolgedeſſen finden Sie in Drudjade 8b 
dieſen Poſten nicht angeführt, 

Ich beantrage im Auftrage des Haushalisausfhuffes; 
Der Landtag wolle den Nachtrag zum Staatsvoranſhlag 

der Oberrehnung8kammer (Gauptabteilung IX) genehe 
migen. 

Zu Hauptabteilung X find über den Voranſchlag des 1, 
Nachtragg des Murgwerks weſentliche Erinnerungen nicht zu 
machen, Wenn ich Bezug nehme auf den Voranſchlag, wie 
er den Herren Kollegen vorliegt, iſt in $ 1 aus „1. Büroinſpek« 
tor“, Gruppe IX, „1 Oberſekretär in gehobener Stelle 
Gruppe VIII” geworden und aus „1 Ranzleiinfpeftor, Gruppe 
VII“ wird „1 Kanzleiinſpekior Gruppe VI“, mit der Boſti 
mung, daß der derzeitige Juhaber. dieſe3 Poſtens die Bezüge 
von Gruppe VII hat. Des weiteren iſt der Hausmeiſter, der 
in Gruppe IV aufgezeichnet war, in Gruppe III verwiefen 
und nur der derzeitige Inhaber dieſer Stelle hat die Bezüge 
von Gruppe IV. 

In der Poſition Titel IT der Ausgabe „Stromvertrieb“ ſind 
die 2 Amtsgchilfen, die dort in die Gruppe IIT verwieſen 
„waren, nach Gruppe 11 zu übernehmen. Der finanzielle Effekt 
aller dieſer Verſchiebungen äußert ſich in einer Verringerung 
der Ansgabefumme um 2456 M. 
Im Auftrag des Haushalfsausſchuſſes ſtelle ich den Une   Rechnung tragen zu ſollen bezüglich der mittleren und unteren trag:  
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Der Landtag wolle den Nachtrag 1 zum Staxtäuor- | 
anſchlag bes Pturgwerks 3 Jahr 1920 — Hauptabtei- 
lüng X =- mit den in der Drudjahe 3% Seite 28 auf- 
geführten Änderungen genehmigen. 

Hierauf wird abgebrochen. 

m Ginverſtändnis des Hauſes wird die Tagesordmung der 

hſten. Sibung feſtgeſtellt und dieſe auf Donnerstag, den 
5. Auguſt 1920, vormittags %49 Uhr, anberaumt. 

Auf Anregung des Präſidenten wird im Ginverftändnis 
vos Haufes der Au8ſc<huß zur Prüfung von Anzeigen gegen 

Rednerve 

Spalte 
Ünzeige neuer Eingänge: 

Präſident Dr. Kopf 
Schriftführer Abg. Nichter 

Erklärungen außerhalb der Tage8ordnung: 

Präſident Dr. Kopf 
Stantspräfident Geiß 3077 

Beratung des Antrags der Abgg. Dr. Schofer u. Gen. 
'vem Entwurf eines Geſehes über den Ruhegehalt und die 

5 EEE EIMER EEEOREEEEENNNN Geiß (Druc, 
Dre 

Abgs D- Mayev-Kartsruber (D--Natl-Vp:). 

Kurze Anfrage der Abgg. Schön u. Gen., die Beſchlagnahme 
von Seife durch die SeiſeuVertriebsgeſellſ haft betr.: 

AB Schön (DI Dem BP.) 
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Abg. Albielz (Zentr.) 
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Kurze Anfrage der Abgg. Amann u. Gen., den Verkauf kunſt- 
hiſtoriſch wertvoller Kunſtgegenſtände ins Ausland betr.: 

Abg. Amann (Zentr.) 
Miniſterialrat Dr. Bartning 

Kurze Anfrage der Abgg. Odenwald u. Gen., die Siedelungs- 
und Sandbanf, hier das Hagenſchießunternehmen betr.: 

Abg. Ovenwald (D- DE 
Minifterialdireltor Dr. Fuchs 

Kurze Anfrage des Abz, Heurich, den Übergang der Gemeinde- 
wege aus ver Kreisverwaltung in die Gemeindeverwaltung betr.: 

Abg. Heurich (Zentr.) 
Miniſterialdirektor Dr. Fuchs 

Zur Geſchäftsordnung: 

3075 
3075 

3076 

62, öffentliche Sitzung am Mittwoch, den 4. Auguſt 1920. 

  Abg. Marum (Soz.) 

BIER 

Beamte der Landwirtſchaftskammer, deſſen! Beſtellung in 
| 50, öffentlichen Sißung beſchloſſen wurde, gebildet aus den 
Ahgg. Seubert, Straub, Ziegelmeyer-»Langen- 

brüden, Marum, Bed, Häſſig, Schön, Dr. Leſer und 
Herile. 

Auf Anregung des Abg. Dr. Schofer ſoll fich der Ausſchuß 
vor Beginn der nächſten Sikung konſtituieren. 

Schluß der Sitzung 8 Uhr. 
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Heitözuſtand ‚ber -Steinarbeiter des Mains unb-Taubextalssbetr. 
(Brudf. Nr. 118): 

Abg. Heurich (Zentr.) 8089, 3094 
Miniſterialdirekior Dr. Fuchs 3092 

Ziffer 2 der Tage8ordnung: Mündlicher Bericht des Haushaltd« 
ausſchuſſes und Beratung über den I. Nachtrag zum Staats: 
voranſchlag für 1920: 

Berichterſtatter Abg. Dr. Glo>ner (D. Dem. P.) 3095, 3117 
„ Weißmann (Soz.) 3109 
„ Seubert (Zentr.) 3109, 3110 
7 Ihrig (D. Dem. P.) 109 
" Schneider-Heidelberg (Zentr.) 
„ Dr. Leſer (D. Dem. P.) 
" Stodinger (Soz) 
» Habermehl (D.-Natl. Vp.) 

Ziffer 9 der Tagesordnung: Mündlicher Bericht des Schul- 
ausſchuſſes und Beratung über das Geſuch ves Gemeinderats 
Waldkirch um Errichtung einer ſtädtiſch-ſtaatlichen Realſchule in 
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Berichterſtatter Abg. Wiedemann (Zentr.) 
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